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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und 
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Städte- und Gemeinderat ist die einzige unabhän-
gige und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift 
für Kommunal- und Landespolitik in Nordrhein-
Westfalen. Sie führt kommunale Wissenschaft 
und Praxis, Kommunalrecht und Kommunalpolitik 
zusammen. Die Zeitschrift hat sich als Diskussionsforum für neue Entwick-
lungen in der kommunalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift Städte- und Gemeinderat 
ist das offizielle Organ des Städte- und Gemeindebundes Nordrhein-
Westfalen. Als Spitzenverband kreisangehöriger Städte und Gemeinden 
repräsentiert dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 86 Pro-
zent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

Städte- und Gemeinderat enthält monatlich aktuelle Informationen aus 
den zentralen Interessengebieten von Kommunalpolitik und Verwaltung:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält Städte- und Gemeinderat Sonderseiten, die 
überregional über Produkte und Neuheiten für den kommunalen Markt 
informieren. Leserinnen und Leser erhalten somit einen Überblick über 
Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen	
• Landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit Städte- und Gemeinderat sind Sie abonniert auf 
Branchen-Information.

Städte- und Gemeinderat

Newsletter abonnieren – kommunale Themen aus erster Hand

Alle kommunalpolitisch Interessierten können sich über den Städte- und Gemeinde-
bund NRW regelmäßig mit fundierten Informationen aus erster Hand versorgen.

Zwei kostenfreie Newsletter-Formate stehen zur Verfügung: der Städte- und Gemeinderat als 
E-Paper unserer kommunalen Fachzeitschrift mit sechs Ausgaben pro Jahr sowie ein individuell 
wählbarer Abo-Service mit Fachinformationen zu zentralen Themenfeldern, angefangen bei 
digitaler Verwaltung und Demokratie vor Ort bis zu Klimaschutz, Schule, Stadtentwicklung 
oder Mobilität.

Unter kommunen.nrw/newsletter können 
Sie beide Newsletter abonnieren und Ihr 
persönliches Informationsangebot pass-
genau zusammenstellen. >>
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EDITORIAL

Digitalisierung gehört heute zum 
kommunalen Alltag. Künstliche 
Intelligenz (KI) entlastet bei Rou-

tinen, die Analyse von großen Daten-
mengen hilft bei Planungen, ChatBots 
stehen für bürgernahe Dienstleistungen 
rund um die Uhr zur Verfügung. 
Die technischen Möglichkeiten - sie 
wachsen rasant. Das hat auch Schatten-
seiten. Bildschirme beanspruchen Tag 
für Tag einen großen Teil unserer Auf-
merksamkeit, während im Hintergrund 
Rechenzentren immer mehr Energie und 
Rohstoffe benötigen – auf Kosten der 
Umwelt. 
Auf der anderen Seite kann Digitalisie-
rung einen elementaren Beitrag zur Ent-
lastung der Kommunen leisten. Künst-
liche Intelligenz etwa erleichtert schon 
heute vielfach Routinetätigkeiten und 
verschafft damit Zeit für Wichtigeres. 
Gleichzeitig ist KI in der Lage, den Um-
gang mit wertvollen Ressourcen besser 
zu steuern. Mehr Daten über den Zu-
stand unserer Umwelt ermöglichen ein 
vorausschauenderes Handeln.
Digitalisierung wird so zu einem Inst-
rument nachhaltiger Kommunalpolitik. 
Die Beispiele in diesem Heft zeigen, 
welches Potenzial in einer verantwor-
tungsvoll eingesetzten Digitalisierung 
steckt. 
Entscheidend bleibt, dass der Mensch die 
Richtung vorgibt. Algorithmen können 
Informationen aufbereiten, Zusammen-

hänge sichtbar machen und Vorschläge 
ausformulieren, aber niemals politische 
Verantwortung ersetzen. Diese Verant-
wortung bleibt bei den Menschen – in 
den Räten und Rathäusern.
So groß das Potenzial der Digitalisierung 
auch sein mag: Damit es gehoben wer-
den kann, braucht es für Städte und Ge-
meinden bessere Rahmenbedingungen. 
Wer von den Kommunen mehr digitale 
Lösungen einfordert, muss sich darüber 
im Klaren sein, dass dies nur mit einer 
leistungsfähigen digitalen Infrastruktur 
möglich ist. 
Davon kann in NRW in vielen Landestei-
len noch keine Rede sein. Insbesondere 
beim Breitband-Ausbau gibt es noch 
eine Menge zu tun. Bund und Land müs-
sen für eine auskömmliche Förderung, 
flexible Verfahren und bessere kommu-
nale Steuerungsmöglichkeiten sorgen, 
damit der Ausbau nicht ins Stocken ge-
rät. Immerhin geht es um die zentrale 
Voraussetzung für unsere digitale und 
nachhaltige Zukunft.

Handlungsfähig bleiben

Christof Sommer

Hauptgeschäftsführer StGB NRW
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BÜCHER UND MEDIEN

Das direktdemokratische NRW
Wie Bürgerinnen und Bürger zwischen Rhein und 
Weser Politik mitgestalten. Alexander Trennheuser /  
Andreas Kost (Hrsg.), Verlag J.H.W. Dietz Nachf., 2026, 
Broschur, 192 Seiten, ISBN 978-3-8012-0699-4, 24 Euro. 

Der Sammelband zieht anlässlich des 80-jährigen Be-
stehens Nordrhein-Westfalens und des 75. Jubiläums der 

Landesverfassung Bilanz über die Entwicklung direktdemokratischer 
Verfahren im größten Bundesland. Er beleuchtet historische Entwick-
lung, rechtliche Rahmenbedingungen sowie praktische Erfahrungen 
und zeigt Chancen und Herausforderungen für Politik, Verwaltung und 
Bürgerschaft auf. Mit Beiträgen ausgewiesener Fachleute aus Wissen-
schaft und Praxis bietet die Publikation erstmals einen umfassenden 
Überblick über die direktdemokratischen Instrumente auf Landes- und 
Kommunalebene in Nordrhein-Westfalen.

Handbuch Smart City
Digitalisierung rechtssicher und zukunfts-
orientiert gestalten. Christian Schachtner und  
Marco Brunzel (Hrsg.), Handbuch Smart City, 
Reihe Smart Public Governance, Verlag W. Kohl-
hammer, 1. Auflage 2026, 446 Seiten, kartoniert, 
ISBN 978-3-17-045618-1, 59 Euro.

Das Handbuch beleuchtet die gesamte Wertschöpfungskette intelligen-
ter Städte – von Datenmanagement und digitaler Infrastruktur über 
regulatorische Fragestellungen bis hin zu Governance, Nachhaltigkeit 
und der praktischen Umsetzung in Kommunen. Die einzelnen Beiträge 
verbinden wissenschaftliche Grundlagen mit konkreten Handlungs-
empfehlungen für Verwaltung und kommunale Entscheidungsträger. 
Bezug über den Verlag W. Kohlhammer oder den Buchhandel.

Urbane digitale Zwillinge 
erfolgreich umsetzen
Erfahrungswissen aus der kommunalen Praxis.  
Sarah Brandt, Matthias Berg und Rosa Thoneik,  
herausgegeben vom Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR), Sonderveröf-
fentlichung, 2026. Kostenfreier Download unter  

www.bbsr.bund.de im Bereich Veröffentlichungen.

Urbane digitale Zwillinge entwickeln sich zu einem wichtigen Ins-
trument für die datenbasierte Stadtentwicklung. Die Praxishilfe 
fasst die Erfahrungen fortgeschrittener Modellkommunen zusam-
men. Im Mittelpunkt stehen konkrete Handlungsempfehlungen 
für Kommunen, die digitale Zwillinge zur Unterstützung von Pla-
nungsprozessen einsetzen möchten. Die Veröffentlichung verdeut-
licht anhand konkreter Beispiele, wie sich mit digitalen Zwillingen 
Auswirkungen neuer Baugebiete, Klimaanpassungsmaßnahmen 
oder Verkehrskonzepte simulieren und fundierte Entscheidungen 
vorbereiten lassen. 
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Urbane digitale Zwillinge 
erfolgreich umsetzen
Erfahrungswissen aus der kommunalen Praxis

Sarah Brandt, Matthias Berg, Rosa Thoneick
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NACHRICHTEN

Thema Nachhaltig digital 
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Deutlich mehr Schulabgänge ohne 
Abschluss

In Nordrhein-Westfalen verlassen wieder mehr Schülerinnen und 
Schüler die Schule ohne Abschluss. Im Abgangsjahr 2025 waren es 
nach Angaben des Landesbetriebes Information und Technik Nord-
rhein-Westfalen (IT.NRW) 7.430 junge Menschen. Das entspricht 4,2 
Prozent aller Abgängerinnen und Abgänger an allgemeinbildenden 
Schulen. Der Anteil liegt damit so hoch wie seit zehn Jahren nicht 
mehr. Im Jahr 2015 hatte er noch bei 2,2 Prozent gelegen. Besonders 
deutlich ist der Anteil bei ausländischen Schulabgängerinnen und 
Schulabgängern gestiegen. Zudem zeigen die Daten, dass durch-
gehend mehr Schüler als Schülerinnen ohne Abschluss eine allge-
meinbildende Schule verließen.

Portal für nachhaltige Kommunen 
gestartet 
Das Deutsche Institut für Urbanistik und die Bertelsmann Stiftung 
haben ein digitales Portal für nachhaltige Kommunen gebaut. Es 
soll Städte, Gemeinden und Kreise dabei unterstützen, ihre Nach-
haltigkeitsarbeit besser zu steuern. Das Angebot baut auf dem bis-
herigen Portal für nachhaltige Entwicklungsziele (SDG-Portal) auf 
und wurde seit Frühjahr 2024 gemeinsam mit 25 Modellkommunen 
weiterentwickelt. Kommunen können dort unter anderem Nach-
haltigkeitsindikatoren abrufen, eigene Profile anlegen und Stra-
tegien, Ziele sowie Maßnahmen hinterlegen. Ergänzend bietet es 
Praxisbeispiele, Arbeitsmaterialien und Unterstützungsangebote. 
Die kostenfreie Plattform soll helfen, vorhandene Daten und Inst-
rumente besser zu bündeln. 

Deutsche verbringen weniger Zeit im 
Internet 
Die Menschen in Deutschland sind etwas weniger online als im Vor-
jahr. Nach der Postbank Digitalstudie 2026 verbringen sie im Schnitt 
rund 67 Stunden pro Woche im Internet. Das sind etwa fünf Stunden 
weniger als 2025. Besonders deutlich ist der Rückgang bei den 18- bis 
39-Jährigen. In dieser Altersgruppe wollen 31 Prozent ihre Onlinezeit 
in den kommenden zwölf Monaten weiter verringern, um mehr Zeit 
für Familie, Freunde oder Hobbys zu haben. Das Smartphone bleibt 
dennoch das wichtigste Gerät für die Internetnutzung. Im Schnitt 
entfallen darauf 23,9 Stunden pro Woche. Am häufigsten werden 
Messenger-Dienste, Suchmaschinen und soziale Medien genutzt. 

NRW-Dörfer beim Bundeswettbewerb 
erfolgreich
Vier Dörfer aus Nordrhein-Westfalen sind beim Bundeswettbewerb 
„Unser Dorf hat Zukunft“ ausgezeichnet worden. Darup im Kreis 
Coesfeld und Helberhausen im Kreis Siegen-Wittgenstein erhiel-
ten jeweils Gold. Lenne im Hochsauerlandkreis wurde mit Silber 
ausgezeichnet, Boisheim im Kreis Viersen mit Bronze. Bundesweit 
hatten sich rund 1.200 Dörfer an dem Wettbewerb beteiligt. Für 
den Bundesentscheid qualifizierten sich 26 Dörfer, darunter die vier 
nordrhein-westfälischen Landessieger. Der Wettbewerb würdigt 
bürgerschaftliches Engagement, tragfähige Entwicklungskonzepte 
und innovative Ansätze der Dorfentwicklung. Die Auszeichnungen 
zeigen jedes Jahr aufs Neue, wie viel Gestaltungskraft in den Dorf-
gemeinschafte
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Künstliche Intelligenz (KI) gilt als die Schlüs-
seltechnologie des 21. Jahrhunderts. Die An-
wendungsfelder reichen von automatisierter 

Datenanalyse und Prognosemodellen bis hin zu ge-
nerativen Systemen, die Texte, Bilder oder Videos 
gänzlich neu erzeugen. Der technologische Fort-
schritt beschränkt sich längst nicht mehr nur auf 
Forschung und Wirtschaft, sondern erreicht zuneh-
mend auch das Alltagsgeschäft der Städte und Ge-
meinden vor Ort. 
All dies geschieht in einer Zeit, in der sich Kommu-
nen mit einer Vielzahl von wachsenden Herausfor-
derungen konfrontiert sehen: Steigende Anforde-
rungen an die öffentliche Daseinsvorsorge treffen 
auf begrenzte finanzielle und personelle Ressour-
cen. Hinzu kommen die Folgen des Klimawandels, 

Chancen und Risiken: 
KI als Nachhaltigkeitsfaktor	

die Überschreitung planetarer Belastungsgrenzen, 
ein wachsender Vertrauensverlust in politische Ins-
titutionen und die zunehmenden Ansprüche einer 
digitalisierten Gesellschaft an eine moderne Ver-
waltung. Vor diesem Hintergrund gewinnen KI-Ent-
wicklungen an strategischer Bedeutung. Die Tech-
nologie kann dabei helfen, Verwaltungsprozesse zu 
automatisieren, Entscheidungsgrundlagen zu ver-
bessern und öffentliche Dienstleistungen stärker am 
Bedarf der Bevölkerung auszurichten. 

Genaue Definition KI-Technologien sind bereits 
heute ein fester Bestandteil vieler Anwendungen des 
täglichen Lebens, etwa in Suchmaschinen, Spamfil-
tern, Sprachassistenten, Übersetzungsprogrammen 
oder der automatisierten Bilderkennung. Heutige 

Ob zur Mustererkennung, Planung oder Interaktion durch einen Chatbot: 
Künstliche Intelligenz ist längst im Alltag von Kommunen angekommen. Was 
genau dahintersteckt und welche Chancen und Risiken die Technologie birgt, 
untersucht die LAG 21 NRW.

DIE AUTOREN

Yannic Burstert ist 
wissenschaftlicher 
Mitarbeiter für künst-
liche Intelligenz und 
Nachhaltigkeit bei der 
LAG 21 NRW

Moritz Schmidt ist 
Leiter des Bereichs 
Beratung und Quali-
fizierung bei der LAG 
21 NRW
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NACHHALTIG DIGITAL

KI-Anwendungen sind das Ergebnis jahrzehntelan-
ger technologischer Entwicklung und integraler Be-
standteil der digitalen Infrastruktur. Doch obwohl 
der Begriff künstliche Intelligenz inzwischen allge-
genwärtig ist, existiert bis heute keine einheitliche 
Definition. Grundsätzlich lässt sich KI als Teilgebiet 
der Informatik verstehen, das sich mit der Entwick-
lung von Algorithmen befasst, welche menschli-
che kognitive Fähigkeiten imitieren. Die europäi-
sche KI-Verordnung definiert KI als Systeme, die mit 
einem gewissen Grad an Autonomie arbeiten und 
auf Grundlage von Daten Ergebnisse in Form von 
Vorhersagen, Empfehlungen oder Entscheidungen 
erzeugen. Eine neue Dynamik erhielt die Entwick-
lung durch den sogenannten „ChatGPT-Moment“ 
am 30. November 2022. Seither haben generative 
KI-Anwendungen – dies sind Systeme, die auf Basis 
großer Datenmengen und statistischer Wahrschein-
lichkeiten eigenständig neue Inhalte wie Texte, Bil-
der oder Videos erzeugen können – nahezu alle ge-
sellschaftlichen Bereiche erreicht und Chatbots 
werden mittlerweile milliardenfach genutzt. Für die 
kommunale Praxis ist vor allem eines entscheidend: 
KI ist kein einheitliches System, sondern ein Sam-
melbegriff für unterschiedliche Technologien. Diese 
reichen von einfachen Assistenzsystemen bis hin zu 
komplexen, selbstlernenden Modellen.

Gestaltbares Werkzeug Der Einsatz von KI-An-
wendungen stellt Kommunen dabei nicht nur vor 

technische, sondern auch vor organisatorische und 
gesellschaftliche Herausforderungen. KI-Systeme 
beeinflussen menschliche Entscheidungen, struk-
turieren den Zugang zu Informationen und prägen 
damit gesellschaftliche Prozesse. Fragen der Daten-
qualität, der Nachvollziehbarkeit algorithmischer 
Entscheidungen sowie Verzerrungen rücken zuneh-
mend in den Fokus. Die Technologie betrifft damit 
zentrale Prinzipien der Verwaltung wie Rechtmäßig-
keit, Transparenz und Gemeinwohlorientierung und 
wirft grundlegende Fragen nach Verantwortung und 
Gestaltung auf. Mit diesem Wissen müssen Städte 
und Gemeinden sich verdeutlichen, dass die Moder-
nisierung der Verwaltung mithilfe von KI kein Selbst-
zweck sein darf. Vielmehr geht es darum, die Techno-
logie als gestaltbares, soziotechnisches Instrument 
einzusetzen, um eine zukunftsorientierte, kommu-
nale Daseinsvorsorge zu sichern und diese im Ein-
klang mit den Zielen einer nachhaltigen Entwick-
lung weiterzuentwickeln. 
Zahlreiche Verwaltungsmitarbeitende nutzen be-
reits heute KI-Anwendungen im Arbeitsalltag und 
immer mehr Kommunen prüfen deren Einsatzmög-
lichkeiten. Da die Technologie mit zahlreichen Her-
ausforderungen und regulatorischen Anforderun-
gen einhergeht, wächst zugleich der Bedarf, diese 
Anwendungen verantwortungsvoll und regelkon-
form in bestehende Prozesse zu integrieren. Zent-
rale Wissens- und Handlungsgrundlagen für einen 
verantwortungsvollen KI-Einsatz erforscht die Lan-
desarbeitsgemeinschaft Agenda 21 NRW (LAG 21 
NRW) etwa im Rahmen ihres Projekts „Einsatz 
künstlicher Intelligenz in nordrhein-westfälischen 
Nichtregierungsorganisationen zur Stärkung einer 
nachhaltigen Entwicklung“ (KINE).

Chancen und Risiken KI-Systeme haben oft 
etwas Magisches an sich, basieren jedoch auf realer 
menschlicher Arbeit und materieller Infrastruktur, 
die einen erheblichen Einfluss auf unseren Plane-
ten und seine Ökosysteme haben. Insbesondere der 
ökologische Fußabdruck von großen Sprachmodel-
len und den dahinterstehenden Rechenzentren wird 
dabei oft unterschätzt. Berichte über den hohen 
Energie- und Wasserverbrauch häufen sich, ebenso 
Hinweise auf einen ressourcenintensiven Rohstoffa-
bbau für die KI-Infrastruktur. Gleichzeitig können Al-
gorithmen bestehende Ungleichheiten verstärken, 
wenn sie auf verzerrten Daten basieren. Die globale 

KI ist kein einheitliches System, 
sondern ein Sammelbegriff für  
unterschiedliche Technologien.
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Datenextraktion begünstigt zudem die Konzentrati-
on von Macht bei großen Technologieunternehmen, 
während prekäre Arbeitsverhältnisse von Klick-Ar-
beiterinnen und -Arbeitern im globalen Süden häu-
fig verborgen bleiben. Fehlende Transparenz beein-
trächtigt darüber hinaus demokratische Prozesse, 
insbesondere wenn Entscheidungen von KI-Model-
len nur begrenzt nachvollziehbar sind. Um diesen 
Risiken zu begegnen, benötigen Kommunen klare 
Richtlinien, Weiterbildungsangebote für Mitarbei-
tende und praxisnahe Anwendungsbeispiele für 
einen verantwortungsvollen KI-Einsatz. Insgesamt 
bleibt es wichtig zu betonen, dass KI weit mehr als 
Chatbots umfasst. Vor allem spezialisierte KI-Syste-
me bergen ein erhebliches Potenzial, um kommuna-
le Herausforderungen zu bewältigen und eine nach-
haltige Entwicklung zu fördern.

Nachhaltige Kommunalentwicklung Werden 
KI-Systeme als unterstützendes, gestaltbares Werk-
zeug für eine handlungsfähige, datenbasierte, vo-
rausschauende und effiziente Stadtentwicklung 
verstanden, können sie in zentralen Handlungsfel-
dern wie Mobilität, Klimaschutz, Bildung oder Be-
teiligung wirksam werden. Im Bereich Klimaschutz 
helfen Projekte wie „KIkKa“ zur KI-gestützten Klär-
anlagensteuerung beispielsweise dabei, Reini-
gungsprozesse in Kläranlagen zu optimieren und 
Emissionen zu reduzieren. KI-Anwendungen kön-
nen zudem bei der Synchronisation von Stromnet-
zen helfen, um erneuerbare Energien effizienter zu 
nutzen. Auch die Ermittlung von Solarpotenzialen 
anhand von Gebäudedaten wird durch KI-gestützte 

Videoanalysen bereits heute erleichtert. KI-gestütz-
te Systeme können außerdem den Parksuchverkehr 
durch intelligente Parkleitsysteme reduzieren sowie 
durch sensorgestützte Prognosen die Pflege kom-
munaler Grünflächen effizienter planen. Auch die 
Zugänglichkeit von Verwaltungsleistungen lässt sich 
verbessern, etwa durch automatisierte Übersetzun-
gen in eine leicht verständliche Sprache oder in ver-
schiedene Fremdsprachen sowie durch die teilauto-
matisierte Prüfung von Anträgen. Darüber hinaus 
eröffnen KI-Anwendungen neue Möglichkeiten für 
die kommunale Beteiligung. So können große Men-
gen an Feedback von Bürgerinnen und Bürgern sys-
tematisch ausgewertet und in Planungsprozesse in-
tegriert werden, wie das Projekt „DIPAS_analytics“ 
aus Hamburg zeigt. 
KI muss als Werkzeug verstanden werden, des-
sen Wirkung maßgeblich von seiner Gestaltung ab-
hängt. Die zentrale Aufgabe von Kommunen besteht 
darin, KI-Systeme verantwortungsvoll, transparent 
und ressourcenschonend einzusetzen und ihre Po-
tenziale gezielt für eine nachhaltige Daseinsvorsor-
ge zu nutzen. .				            ◼

Zum Weiterleseni
Weitere Informationen finden 
sich im Internet unter 
www.lag21.de/projekte-
steckbriefe/kine/

Neuer Digitalausschuss nimmt Arbeit auf
Erstmals ist in Düsseldorf der neu gegründete Verbandsaus-
schuss für Digitalisierung des Städte- und Gemeindebundes 
NRW zusammengekommen. Im Mittelpunkt der Diskussion mit 
Staatssekretär Daniel Sieveke aus dem Ministerium für Heimat, 
Kommunales, Bau und Digitalisierung stand die Sorge, dass die 
Breitbandziele des Landes unter den derzeitigen Bedingungen 
kaum noch zu erreichen sind. „Ohne eine fundamentale Kurskor-
rektur ist das Ziel eines flächendeckenden Gigabit-Netzes in NRW 
leider eine Utopie“, erklärte Christof Sommer, Hauptgeschäfts-

führer des Städte- und Gemeindebundes NRW, am Rande der 
Sitzung. Wegen der katastrophalen Finanzlage sehen sich viele 
Kommunen nicht in der Lage, Fördermittel abzurufen, weil sie 
den Eigenanteil nicht aufbringen können. „So werden uns weiße 
Flecken auf unabsehbare Zeit erhalten bleiben“, warnte der Aus-
schussvorsitzende Dr. Remco van der Velden, Bürgermeister der 
Stadt Geseke. Er fordert bessere Einfluss- und Kontrollmöglich-
keiten für die Städte und Gemeinden, damit digitale Infrastruk-
tur vor Ort verlässlich geplant und umgesetzt werden kann.    ◼
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Mobilfunkausbau als Zukunftsaufgabe 
Mobilfunk ist längst kein Komfortthema mehr, sondern zentraler Bestandteil kommunaler Daseinsvor-
sorge. Er entscheidet darüber, ob Unternehmen investieren, Verwaltungen digital arbeiten können, Bür-
gerinnen und Bürger erreichbar bleiben – und ob Einsatzkräfte im Ernstfall zuverlässig kommunizieren. 
Entsprechend wichtig sind die neuen Ausbauauflagen der Bundesnetzagentur von 2025.

99,5 Prozent Flächenabdeckung bis 2029 
Kern der Vorgaben ist erstmals eine klare Flächenabdeckung: Bis 
Ende 2029 müssen 99,5 Prozent Deutschlands mit mindestens 
50 Mbit/s versorgt sein. Damit rückt die Fläche statt nur bewohnter 
Gebiete in den Fokus. Zusätzlich sollen bis Januar 2029 nahezu alle 
Haushalte in dünn besiedelten Gemeinden mindestens 100 Mbit/s 
erreichen. Der ländliche Raum wird damit ausdrücklich priorisiert, 
um strukturelle Nachteile gegenüber Städten zu verringern.
Für Mobilfunkunternehmen sind diese Ziele herausfordernd: Der 
Ausbau in wenig besiedelten Regionen ist teuer und wirtschaft-
lich oft unattraktiv. Die Auflagen verschieben den Ausbau daher be-
wusst hin zu einem gemeinwohlorientierten Infrastrukturauftrag.

Genehmigungshürden und öffentliches Interesse 
Dennoch bremsen langwierige Genehmigungen, baurechtliche 
Vorgaben und naturschutzrechtliche Einschränkungen den Aus-
bau. Besonders in Schutzgebieten oder bei denkmalgeschützten 

Objekten sind Projekte schwer umsetzbar. Zwar wurde der Mo-
bilfunkausbau im Jahr 2025 im Telekommunikationsgesetz als 
„überragendes öffentliches Interesse“ eingestuft, doch die Ent-
scheidung, wie die Aufwertung des Interesses an zeitgemäßer 
Versorgung praktisch umgesetzt wird, liegt maßgeblich bei Län-
dern und Kommunen. 

Rolle der Kommunen 
Mit den neuen Zielen rückt die kommunale Ebene stärker in den 
Mittelpunkt. Sie entscheidet über Standorte, Genehmigungen und 
oft auch über die Akzeptanz vor Ort. Kommunen können den Aus-
bau unterstützen, indem sie geeignete Flächen frühzeitig identi-
fizieren, kommunale Liegenschaften bereitstellen, Verfahren be-
schleunigen und Bürgerinnen und Bürger transparent informieren.

Mehr Infos unter:
www.informationszentrum-mobilfunk.de

http://www.informationszentrum-mobilfunk.de
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Künstliche Intelligenz (KI) ist für Kommunen 
kein fernes Zukunftsthema mehr. Sie ist längst 
im Arbeitsalltag angekommen, oft schneller als 

Regeln, Schulungen und Dienstvereinbarungen. Für 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Beigeord-
nete, Amtsleitungen und Stabsstellen stellt sich des-
halb nicht mehr die Frage, ob KI relevant wird. Die 
entscheidende Frage lautet: Nutzen wir sie geordnet 
zur Entlastung oder überlassen wir ihre Anwendung 
dem Zufall?
Kommunale Führung scheitert selten an fehlender 
Erkenntnis. Meist ist klar, was alles zu tun wäre. Das 
Nadelöhr ist die Zeit. Ausschüsse müssen vorberei-
tet, Vorlagen geprüft, Bürgeranfragen beantwortet, 
Personalgespräche geführt, Haushaltsfragen sor-
tiert und politische Erwartungen eingeordnet wer-
den. Gleichzeitig fehlen Fachkräfte, Erfahrungs-
wissen geht durch Ruhestand verloren und neue 
Aufgaben kommen hinzu.
Genau hier liegt das Potenzial von KI. Sie ersetzt 
keine Erfahrung, keine rechtliche Prüfung und keine 
politische Verantwortung. Aber sie entlastet dort, 
wo Führungskräfte heute viel Zeit verlieren: beim 
Strukturieren, Zusammenfassen, Formulieren, Ver-
gleichen und Durchdenken von Varianten. Der Maß-
stab ist deshalb nicht, ob KI beeindruckende Texte 
erzeugt. Der Maßstab ist, ob sie Führungskräften 
Zeit zurückgibt: für Entscheidungen, Gespräche, Ab-
wägung und Verantwortung.

Kurz gesagt: KI ist kein Ersatz für Führung. KI schafft 
Zeit für Führung.

Schneller strukturieren Gremienarbeit gehört zu 
den anspruchsvollsten Routinen kommunaler Ver-
waltung. Eine gute Vorlage muss fachlich korrekt, 
rechtlich belastbar, finanziell nachvollziehbar, poli-
tisch verständlich und für Bürgerinnen und Bürger 
erklärbar sein.
KI kann bei der ersten Strukturierung helfen. Aus 
Stichpunkten entsteht ein Aufbau. Ein langer Fach-
text wird in Kernaussagen, offene Fragen und Risi-
ken gegliedert. Eine Vorlage kann darauf geprüft 
werden, ob Ausgangslage, Ziel, Alternativen, Kos-

tenfolgen und Beschlussvorschlag schlüssig zusam-
menpassen.
Bei einer Verkehrsberuhigung lassen sich etwa un-
terschiedliche Wege aufbereiten: bauliche Maß-
nahmen, ein befristeter Verkehrsversuch oder eine 
Kombination aus Verkehrslenkung und Kommuni-
kation. Zu jeder Variante können Chancen, Risiken, 
Kostenfolgen und typische Einwände sichtbar ge-
macht werden. Die Entscheidung trifft weiterhin der 
Rat. Aber die Vorbereitung wird klarer. Wer schnel-
ler erkennt, welche Fragen entscheidungsreif sind 
und wo noch Klärung fehlt, führt sicherer durch Be-
ratung und Beschlussfassung.

Verständlich kommunizieren Viele Konflikte 
entstehen nicht nur durch unterschiedliche Inter-
essen, sondern auch durch unverständliche Kom-
munikation. Verwaltung muss präzise sein, Rechts-
grundlagen beachten und Zuständigkeiten wahren. 
Bürgerinnen und Bürger fragen jedoch meist anders: 
Was bedeutet das für mich? Warum geschieht das 
jetzt? An wen kann ich mich wenden?
KI hilft, diesen Perspektivwechsel schneller zu leisten. 
Aus einer fachlichen Mitteilung wird eine verständli-
che Bürgerinformation. Aus einer Satzungsänderung 
entsteht eine kurze Fragen-und-Antworten-Über-
sicht. Aus einer Baustellenankündigung wird ein Text, 

Künstliche Intelligenz ist kein Ersatz für Führung – aber sie 
schafft Zeit dafür. Wie Kommunen diese Technologie gezielt 
und verantwortungsvoll einsetzen können: von der Sitzungs-
vorbereitung bis zur Bürgerkommunikation.

Mehr Zeit für Führung: Entlastungen
durch KI im kommunalen Alltag

DER AUTOR

Dr. Peter Lüttmann 
ist Bürgermeister der 
Stadt Rheine
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Auch in der Personalführung kann KI entlasten. Für 
ein schwieriges Gespräch kann sie einen Leitfaden 
vorschlagen. Für eine interne Veränderung kann sie 
eine Mitteilung strukturieren. Für eine Rückmel-
dung kann sie Formulierungsvarianten liefern, die 
klar, respektvoll und nachvollziehbar sind.
Das ersetzt weder Haltung noch Fingerspitzenge-
fühl. Aber es senkt die Hürde, schwierige Situati-
onen gut vorbereitet anzugehen. Führungskräfte 
wechseln oft mehrfach am Tag die Rolle: Haushalt, 
Personal, Bürgerbeschwerde, Presse, Gremium. Wer 
in diesem Wechsel schneller zu einer belastbaren 
Struktur kommt, gewinnt Sicherheit und kann sich 
stärker auf die eigentliche Führungsaufgabe kon-
zentrieren.

Verwaltungswissen nutzbar machen Kommu-
nen haben keinen Mangel an Wissen. Es liegt in Pro-
tokollen, Konzepten, Gutachten, Satzungen, E-Mails, 
Vorlagen und in den Köpfen erfahrener Beschäftig-
ter. Das Problem ist, dieses Wissen rechtzeitig zu fin-
den und einzuordnen.
KI kann hier ein wirksamer Hebel sein. Lange Do-
kumente lassen sich zusammenfassen. Unterschie-
de zwischen Varianten werden sichtbar. Protokolle 
können nach offenen Punkten, Fristen und Zustän-
digkeiten ausgewertet werden. Bei komplexen Vor-
haben entsteht schnell eine erste Übersicht: Was 
ist beschlossen? Welche Fristen laufen? Welche Ri-
siken wurden benannt? Welche Fragen sind noch 
offen?
Das hilft bei Querschnittsthemen wie Wärmepla-
nung, Mobilität, Schulentwicklung, Klimaanpas-
sung, Digitalisierung oder Förderprogrammen. 
Führungskräfte müssen nicht jedes Detail selbst 
ausarbeiten. Sie müssen aber schnell genug ver-
stehen, wo die entscheidenden Punkte liegen, um 
die richtigen Fragen zu stellen. KI ersetzt nicht die 
fachliche Tiefe. Sie erleichtert aber den Einstieg in 
die Tiefe.

Optionen sichtbar machen Ein oft unterschätz-
ter Nutzen liegt in der Vorbereitung strategischer 
Entscheidungen. Kommunen handeln unter Un-
sicherheit: demografischer Wandel, Haushalts-
druck, Fachkräftemangel, Infrastruktur, Klimaan-
passung und steigende Erwartungen an digitale 
Leistungen.
KI kann Optionen systematischer vergleichen. Bei 
der Frage, ob eine Kommune freiwillige Leistun-
gen kürzt, Gebühren erhöht, Investitionen ver-
schiebt oder Standards verändert, kann KI keine 
politische Entscheidung treffen. Sie kann aber hel-
fen, Folgen gegenüberzustellen: finanzielle Wir-
kung, soziale Auswirkungen, rechtliche Grenzen, 
Belastungen für Verwaltung und Bürgerschaft, 
Auswirkungen auf Vereine, Wirtschaft und politi-
sche Akzeptanz.

der Anlass, Dauer, Auswirkungen und Ansprechpart-
ner klar benennt.
Das ist besonders wichtig bei emotionalen Themen: 
Gebühren, Schulstandorte, Straßenausbau, Unterbrin-
gung, Klimaanpassung oder Einschränkungen im öf-
fentlichen Raum. Gute Sprache löst politische Konflikte 
nicht. Schlechte Sprache verschärft sie aber fast immer. 
Wer verständlicher kommuniziert, reduziert Rückfra-
gen, Missverständnisse und unnötige Reibung.

Sitzungen besser vorbereiten Kommunale Füh-
rung findet in Sitzungen, Gesprächen und häufig im 
Konflikt statt. Vor allem dort zählt Vorbereitung. KI 
kann vor einer Ausschusssitzung mögliche Rückfra-
gen sammeln und eine Vorlage aus Sicht verschie-
dener Gruppen spiegeln: Anwohnerschaft, Vereine, 
Wirtschaft, Verwaltung, Rat oder Presse. So werden 
blinde Flecken früher sichtbar.

Kommunale Führung findet in  
Sitzungen, Gesprächen und häufig 
im Konflikt statt.

>>
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Das ist keine automatische Strategie. Es ist besse-
re Vorbereitung. KI zwingt dazu, Annahmen aus-
zusprechen, Alternativen zu formulieren und Kon-
sequenzen sichtbarer zu machen. Vor allem für 
Verwaltungsspitzen ist das wertvoll, weil gute Füh-
rung nicht nur entscheidet, sondern Entscheidungs-
spielräume sauber vorbereitet.

Handlungsfähigkeit sichern  Nachhaltig digital 
bedeutet nicht, immer neue Systeme einzuführen. 
Nachhaltig digital bedeutet, Verwaltung so zu orga-
nisieren, dass sie auch mit weniger Personal hand-
lungsfähig bleibt.
Genau deshalb gehört KI nicht in die Ecke techni-
scher Experimente, sondern auf die Agenda der Ver-
waltungsführung. Wenn Aufgaben wachsen und 
weniger Menschen verfügbar sind, darf Verwaltung 
nicht in administrativer Reibung versinken. KI kann 
Routinevorarbeiten verkürzen und Führungskräfte 
von Tätigkeiten entlasten, die notwendig sind, aber 
nicht den Kern von Führung ausmachen.
Der Einstieg sollte pragmatisch erfolgen: Wo verlie-
ren wir heute Zeit? Wo schreiben wir wiederkehrend 
ähnliche Texte? Wo dauert die Sitzungsvorbereitung 
zu lange? Wo fehlt vor Entscheidungen ein klarer 
Vergleich von Optionen? Wo werden fachlich gute 
Inhalte schlecht verstanden? Dort beginnt der Nut-
zen. Nicht mit der großen Vision, sondern mit kon-
kreter Entlastung im Alltag.

Regeln ermöglichen Nutzung Regeln sind nicht 
der Gegenspieler von KI-Nutzung. Sie sind die Vor-
aussetzung dafür, dass KI breit, sicher und verant-
wortbar eingesetzt werden kann. Ohne Leitplanken 
entstehen zwei Risiken: Entweder wird KI aus Unsi-
cherheit blockiert. Oder sie wird unkoordiniert ge-
nutzt, möglicherweise mit ungeeigneten Daten und 
ungeprüften Ergebnissen.
Kommunen sollten deshalb festlegen, welche 
KI-Werkzeuge genutzt werden dürfen, welche 

Daten ausgeschlossen sind, wie Ergebnisse ge-
prüft werden und wer Verantwortung trägt. Per-
sonenbezogene Daten, vertrauliche Vorgänge, 
Personalangelegenheiten und nicht öffentliche 
Beratungsunterlagen gehören nicht in frei zu-
gängliche Systeme ohne gesicherte Schutzstan-
dards. Datenschutz, IT-Sicherheit, Personal-
vertretung und Führungskräfte sollten früh 
eingebunden werden.
KI kann falsche, unvollständige oder plausibel klin-
gende Antworten liefern. Sie ist ein Arbeitsmittel, 
kein Entscheider. Ihre Ergebnisse müssen fachlich 
geprüft, rechtlich eingeordnet und politisch verant-
wortet werden. Das ist keine Bremse. Es ist die Be-
dingung dafür, KI nicht nur vereinzelt, sondern ver-
lässlich zu nutzen.

Weitere Schritte Heute beginnt der Nutzen oft 
einfach: Eine Führungskraft beschreibt eine Auf-
gabe, gibt zulässige Stichpunkte ein und erhält 
Struktur, Entwurf oder Varianten. Der nächste 
Entwicklungsschritt sind KI-Assistenten, die nicht 
nur einzelne Antworten liefern, sondern Arbeits-
abläufe begleiten: Unterlagen sichten, Fristen 
erkennen, Protokolle auswerten, Aufgaben vor-
schlagen, Entwürfe vorbereiten und relevante In-
formationen aus zugelassenen Datenquellen zu-
sammenführen.
Solche Agenten werden nicht eigenständig Verwal-
tung führen. Aber sie können Routineketten ver-
kürzen, wenn Rechte, Datenzugriff und Kontrolle 
sauber geregelt sind. Genau deshalb sollten Kom-
munen jetzt Kompetenz aufbauen. Wer wartet, bis 
alles perfekt ist, verliert Lernzeit. Wer heute einfa-
che Anwendungsfälle sicher erprobt, schafft die 
Grundlage für den nächsten Schritt.

Führung bleibt menschlich KI macht kommuna-
le Führung nicht bequem. Entscheidungen bleiben 
schwierig. Konflikte verschwinden nicht. Verant-
wortung lässt sich nicht automatisieren.
Aber KI kann Führungskräfte spürbar entlasten. Sie 
hilft, schneller einen Überblick zu gewinnen, ver-
ständlicher zu formulieren, Alternativen besser vor-
zubereiten und Einwände früher zu erkennen. Da-
durch entsteht Raum für das, was kein technisches 
System leisten kann: Verantwortung übernehmen, 
Prioritäten setzen, Vertrauen aufbauen, politisch 
abwägen und Menschen führen.
Deshalb ist KI für Kommunen kein Randthema der 
IT. Sie ist ein Führungsinstrument. Kommunen müs-
sen nicht warten, bis KI perfekt ist. Sie müssen ler-
nen, KI verantwortbar zu nutzen. Genau dort ent-
scheidet sich, ob Digitalisierung nachhaltig wirkt: 
nicht in Strategiepapieren, sondern bei der nächs-
ten Vorlage, der nächsten Sitzung, der nächsten 
Bürgerinformation und dem nächsten schwierigen 
Gespräch.				          ◼

KI kann auch in der 
Personalführung 
entlasten
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R   amsdorf baut seine Innenstadt um. Für Einzel-
händler, Anwohner und Bürger bedeutet die 
Ortskernsanierung Veränderungen im Alltag 

– und viele offene Fragen: Wann geht es in meiner 
Straße weiter? Welche Zufahrten bleiben erreich-
bar? Wo kann ich parken? Wie lange dauern die Ar-
beiten? Und an wen kann ich mich mit meinem An-
liegen wenden?
Vor allem in Bauphasen gerät die Kommunikation 
zwischen Verwaltung und Bürgerschaft häufig an 
ihre Grenzen. Informationen sind schwer auffind-
bar, Zuständigkeiten unklar oder Rückmeldungen 
dauern zu lange. Die Folge: Frust, Unsicherheit und 
das Gefühl, nicht ausreichend informiert zu sein.
Die Stadt Velen möchte diesen Prozess neu denken 
und sich crossmedial aufstellen – und erweitert die-
sen Ansatz gezielt um künstliche Intelligenz. Statt 
langer Wartezeiten oder komplizierter Informati-
onssuche setzt die Kommune auf direkte, verständ-
liche und jederzeit verfügbare Kommunikation.

Bürgernähe per QR-Code Rund um die Baustelle 
in Ramsdorf hängen Schilder mit QR-Codes. Zusätz-
lich wurde ein großflächiges Bauzaunbanner produ-
ziert, das direkt auf den digitalen Baustellenassis-
tenten aufmerksam macht. Wer den QR-Code mit 
dem Smartphone scannt, gelangt unmittelbar in 
einen Chat mit „Bernd Baumeister“ – dem digitalen 
KI-Baustellenassistenten rund um die Ortskernsa-
nierung Ramsdorf der Stadt Velen.
Alternativ ist der Assistent auch über die „chayns-
App“ oder direkt im Browser unter velen-ramsdorf.
prrompt.com erreichbar.
Der virtuelle Ansprechpartner beantwortet Fragen 
rund um die Baustelle in Echtzeit: aktuell, unkom-
pliziert und verständlich – rund um die Uhr. Bürger 

Baustellen produzieren Lärm, Umwege 
– und Fragen. Mit „Bernd Baumeister“ 
hat die Stadt Velen einen digitalen 
KI-Assistenten entwickelt, der Bürger- 
innen und Bürger direkt vor Ort per  
QR-Code informiert.

müssen keine Telefonnummern mehr suchen oder 
sich durch verschiedene Webseiten klicken, sondern 
erhalten ihre Informationen direkt dort, wo sie benö-
tigt werden – unmittelbar vor Ort.
Nicht nur die Stadt soll smart gestalten werden, son-
dern auch deren Umbau. Dabei ist es wichtig, dass es 
eine einfache, direkte und schnelle Kommunikation 
zwischen Verwaltung und Bürger direkt an der Baustel-
le gibt. Denn oftmals produzieren Baustellen Lärm, Um-
wege und Unsicherheit. Damit die Menschen schnell 
darüber informiert werden, wie der aktuelle Stand ist 
oder wo sie konkrete Informationen finden, wurde der 
digitale KI-Assistent ins Leben gerufen.
Seit Ende 2025 ist „Bernd Baumeister“ im Einsatz 
und unterstützt sowohl Bürger als auch Besucher 
oder Touristen, die spontan Informationen zur Orts-
kernsanierung benötigen. Bislang wurden rund 100 

DIE AUTORIN

Natalie Jakubik arbei-
tet in der Abteilung 
Wirtschaftsförderung 
der Stadt Velen

KI auf dem Bau: 
Wie Velen Baustellen-
kommunikation neu
denkt
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Anfragen über den KI-Agenten gestellt.
Zu den häufigsten Fragen gehören:
•	� „Nenne mir die wichtigsten Informatio-

nen rund um die aktuelle Baustelle.“
•	 „Was ist hier los?“
•	 „Wie lange wird die Baustelle andauern?“
•	 „Sind alle Geschäfte erreichbar?“
•	 „Wie wird es später aussehen?“
•	 „Wo finde ich Visualisierungen?“
•	� „Wie lautet der Link zur Stadtverwaltung?“

Vor allem diese wiederkehrenden Fragen zei-
gen, wie groß der Informationsbedarf wäh-
rend der Bauphase ist – und wie wichtig eine 
schnelle, niedrigschwellige Kommunikation 
sein kann.

Direkt in den Chat Wer vor einer Absper-
rung steht und wissen möchte, wie lange die 
Arbeiten noch dauern oder wo alternative Parkmög-
lichkeiten zur Verfügung stehen, erhält sofort eine 
Antwort – ohne Anruf im Rathaus und ohne lange 
Recherche.

Der KI-Agent beantwortet Fragen zu Bauzeiten, 
Umleitungen, Erreichbarkeit von Geschäften, Lie-
ferverkehr oder Lärmschutz verständlich, freund-
lich und präzise. Bei Bedarf verweist der Assistent 
außerdem direkt auf die passende Informationssei-
te oder den richtigen Ansprechpartner rund um 
die Ortskernsanierung. Dabei kommuniziert er auf 
Wunsch auch mehrsprachig und erleichtert damit 
den Zugang zu Informationen für nicht deutsch-
sprachige Bürger oder Gäste.
Die Stadt setzt dabei bewusst auf eine möglichst 
niedrigschwellige Lösung. Der Einstieg erfolgt di-
rekt über das Smartphone, ohne App-Download 
oder Registrierung. Vor allem diese einfache Bedi-
enbarkeit sei ein entscheidender Faktor gewesen.
Eine Lösung schaffen, die wirklich genutzt wird, das 
stand bei der Entwicklung im Vordergrund. Bürge-
rinnen und Bürger möchten keine komplizierten 
Portale bedienen oder sich lange durch Unterseiten 
klicken. Ein QR-Code und eine direkte Frage im Chat 
– einfacher geht es kaum.
Besonders wichtig dabei: Die Verlässlichkeit der In-
formationen. Der KI-Assistent greift ausschließlich 
auf freigegebene und aktuelle Informationen der 
Stadt zurück. Falls eine Information nicht vorliegt, 
gibt die KI keine Vermutungen oder ungesicherten 

Aussagen aus.
Transparenz entsteht vor allem durch 

schnellen Informationsfluss und gleich-
zeitig lernt die Stadtverwaltung durch 
die Fragen der Menschen besser, wel-

che Themen besonders relevant sind. 
Dadurch kann der Agent kontinuier-
lich weiterentwickelt und die Kom-
munikation insgesamt verbessert 
werden.

Echtzeit-Einblicke Für das Projekt 
setzt die Stadt auf die KI-Lösung „Si-
deKick“ des lokalen Softwareunter-
nehmens Tobit Laboratories AG. Die 

Plattform ermöglicht Kommunen und 
Unternehmen eine moderne, KI-ge-

stützte Außenkommunikation.
Der KI-Agent kann über Schnittstellen 
oder manuell mit aktuellen Informatio-
nen versorgt werden. Die Inhalte werden 
in natürlicher Sprache hinterlegt und an-

schließend verständlich an Bürger wei-
tergegeben. Ein individuell entwickel-
ter Charakter verleiht dem Assistenten 

zusätzlich eine persönliche Note.
Besonders relevant für die Verwaltung 

ist die Möglichkeit, alle eingehenden Fra-
gen in Echtzeit auszuwerten. So erkennt die 

Stadt unmittelbar, welche Themen die Menschen 
aktuell beschäftigen, wo Informationsbedarf be-
steht oder welche Probleme vor Ort auftreten.

Durch Scannen des QR-Codes gelangt man 
direkt in den Chat 
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Dadurch entsteht ein direkter Feedbackkanal zwi-
schen Bürgerschaft und Verwaltung. Die Baustel-
le wird nicht nur transparenter für die Bürger – die 
Stadt erhält gleichzeitig wertvolle Hinweise darauf, 
wo Informationen fehlen oder Prozesse verbessert 
werden können.
Die Wissensbasis des KI-Agenten kann jederzeit er-
weitert oder angepasst werden. So entwickelt sich 
das System kontinuierlich weiter und bleibt flexibel 
auf neue Bauabschnitte oder veränderte Situationen 
anpassbar.
Gleichzeitig entlastet die Lösung die Verwaltung er-
heblich. Wiederkehrende Standardfragen werden 
automatisiert beantwortet, während Mitarbeitende 
sich auf komplexere Anliegen konzentrieren können.

Schnelle Kommunikation Auch aus Sicht von 
Tobit Laboratories zeigt das Projekt, wie digitale Tech-
nologien Kommunen dabei unterstützen können, 
näher an den Bedürfnissen der Menschen zu arbeiten.
„Wer schnell Antworten erhält und sich mit seinen 
Anliegen ernst genommen fühlt, beteiligt sich auch 
aktiver an Umbauten, neuen Projekten und lokalen 
Entscheidungen“, erklärt Christopher Borg, KI-Bot-
schafter für Kommunen bei Tobit Laboratories. „Die 
Stadt hält ihre Bürger damit nicht nur auf dem Lau-
fenden, sondern stärkt langfristig auch das Vertrau-
en in die Verwaltung.“
Vor allem bei größeren Infrastrukturmaßnahmen sei 
Kommunikation häufig ein entscheidender Faktor 
für die Akzeptanz in der Bevölkerung. Eine schnel-
le und verständliche Informationsweitergabe könne 
Konflikte entschärfen und Unsicherheiten abbauen.

Smart-City-Strategie Das Projekt rund um „Bernd 
Baumeister“ ist kein Einzelprojekt, sondern Teil einer 
umfassenden digitalen Strategie der Stadt Velen. Ziel 
ist der Aufbau einer vernetzten Smart City mit digi-
talen Angeboten für Bürger, Vereine, Handel, Touris-
mus und Wirtschaft.
Bereits umgesetzt wurden unter anderem:
•	� ein digitaler Stadtgutschein zur Förderung des lo-

kalen Handels,
•	� ein mobiler Fahrradverleih zur Belebung der In-

nenstadt,
•	� ein digitales Ticketing-System für Veranstaltungen,
•	 ein digitales Parkleitsystem,
•	 Wetterstationen,
•	 sowie ein intelligenter Winterdienst.

Technische Grundlage ist unter anderem die Platt-
form „chayns“, die verschiedene städtische Dienste 
zentral bündelt. Perspektivisch soll daraus eine um-
fassende „SuperApp für Velen und Ramsdorf“ ent-
stehen, die zentralen Informationen und digitale 
Services an einem Ort bündelt.
So entsteht Schritt für Schritt ein digitales Ökosys-
tem, das kommunale Dienstleistungen einfacher 

zugänglich macht und gleichzeitig die lokale Wirt-
schaft stärkt.
Die Stadt Velen zeigt mit Projekten wie „Bernd Bau-
meister“, dass digitale Innovation nicht ausschließ-
lich Großstädten vorbehalten ist. Auch kleinere 
Kommunen können moderne Technologien praxis-
nah und bürgerorientiert einsetzen – vorausgesetzt, 
sie sind bereit, neue Wege zu gehen.
Dabei geht es nicht darum, menschliche Ansprech-
partner zu ersetzen, sondern Kommunikation einfa-
cher, schneller und transparenter zu gestalten und 
Informationen schnell, verständlich und niedrig-
schwellig bereitzustellen. 
Digitale Lösungen müssen konkrete Probleme lösen 
und für die Menschen im Alltag einen Mehrwert 
schaffen – so lautet der Anspruch der Stadt Velen.  ◼

Wer schneller Antworten erhält, 
beteiligt sich auch aktiver an  
Umbauten und neuen Projekten.

>>

Jetzt spenden

Spendenkonto: SozialBank
Empfänger: ärzte ohne grenzen e. V.
IBAN: DE72 3702 0500 0009 7097 00
BIC: BFSWDE33XXX
www.aerzte-ohne-grenzen.de/spende

Mit ihrer spende

Mit 51 Euro kann ärzte ohne grenzen zum Beispiel das sterile Material 
bereitstellen, um die Wunden von 15 Patient*innen zu versorgen.

halten Sie Hoffnung 
am Leben

BANGLADESCH: Unser Team versorgt die Wunde 
des 4-jährigen Rohingya, Sho� . Sein Vater 
Anas M. beruhigt ihn. © Ante Bußmann / msf
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Arnsberg ist mit rund 192 Quadratkilometern 
Fläche und einem Waldanteil von etwa 62 
Prozent eine der bedeutendsten Waldkom-

munen in NRW. Dabei sind es neben dem Privatwald 
vor allem der Kommunal- und Staatswald in ver-
gleichbaren Anteilen, die diese imposante Waldku-
lisse bilden. Arnsberg liegt zudem in großen Teilen 
im Gebiet des Naturparks „Arnsberger Wald“. Der 
„Wald in Arnsberg“ und der „Arnsberger Wald“ sind 
allerdings nicht synonym: Der sogenannte „Arns-
berger Wald“ liegt zwischen den Flüssen Ruhr und 
Möhne und ist eines der größten zusammenhän-
genden Waldgebiete Deutschlands. Seit 1961 ist er 
Naturpark und umfasst rund 599 Quadratkilometer 
Fläche, in Höhenlagen bis über 580 Meter über dem 
Meeresspiegel. Der „Wald in Arnsberg“ – und damit 
der eigentliche Gegenstand dieses Beitrags – um-
fasst dagegen die Gesamtheit der Waldflächen auf 
dem Stadtgebiet Arnsberg. Das Gesicht dieses Wal-
des – und weiter Teile des Sauerlandes – hat sich 
in den vergangenen zehn Jahren durch großflächi-
ges Baumsterben massiv verändert. Den Ausgangs-
punkt bildeten die schweren Sturmereignisse der 
Jahre 2017 und 2018, gefolgt von extremen Hitze- 
und Trockenperioden. Oberflächengewässer fie-
len trocken, der Grundwasserspiegel sank auf Re-
kordtiefstände – weite Teile des Waldes in Arnsberg 
litten unter erheblichem Trockenstress. Perfekte 
Bedingungen für eine Massenvermehrung des Bor-

Sturm, Dürre, Borkenkäfer – unter den Folgen des Klimawandels hat der Wald in 
Arnsberg stark gelitten. Mit dem Waldmonitor setzt die Stadt auf Satelliten- 
fernerkundung, um Veränderungen flurstückgenau sichtbar zu machen.

kenkäfers. Nahezu alle Bestände des „Brotbaums“ 
des Sauerlandes – der Fichte – sind den beiden Bor-
kenkäferarten Buchdrucker und Kupferstecher zum 
Opfer gefallen. So stellte sich für die Stadt Arnsberg 
eine zentrale Frage: Wie lässt sich der Zustand und 
Wandel des Waldes künftig besser sichtbar machen?

Digitale Antworten Arnsberg engagiert sich be-
reits seit langem im Bereich Klimaschutz, Klimaan-
passung und Nachhaltigkeit. Als eine der ersten Kom-
munen Deutschlands verpflichtete sich Arnsberg per 
Ratsbeschluss, einen Beitrag zu den Zielen der Agen-
da 2030 und ihren Sustainable Development Goals 
(SDGs) zu leisten. Ausdruck dieses Engagements sind 
die vom Stadtrat beschlossene Nachhaltigkeitsstrate-
gie (2018) sowie deren erste Fortschreibung, der Fahr-
plan klimaneutrales #arnsberg2030. In beiden Stra-
tegien wurde die Bedeutung des Waldes in Arnsberg 
– für die Stadt selbst, aber auch für den globalen Kli-
maschutz – hervorgehoben. Außerdem ist Arnsberg 
Modellkommune Smart City, und leistet mit seinen 
verschiedenen digitalen Projekten einen Beitrag zu 
seinen Klima- und Nachhaltigkeitszielen – ganz im 
Sinne der Twin Transition: Also der gemeinsamen, 
sich gegenseitig bedingenden digitalen und nachhal-
tigen Transformation. „Smart City“ endet dabei nicht 
an den Siedlungsgrenzen, sie schließt explizit den 
Wald mit ein und behandelt die Wechselwirkungen 
zwischen bebauter und unbebauter Umwelt.

DIE AUTOREN

Jonas Franke ist 
Geschäftsführer der 
Remote Sensing Solu-
tions GmbH

Sebastian Marcel Wit-
te ist Leiter der Stabs-
stelle für nachhaltige 
Entwicklung der Stadt 
Arnsberg

Wald im Fokus: Erfolgreiche Klima- 
anpassung mit Satellitentechnik
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Satelliten statt Stichproben Vor diesem Hinter-
grund stellte die Stadt Arnsberg gemeinsam mit 
dem Unternehmen Ecosia, der „Suchmaschine, die 
Bäume pflanzt“, im Jahr 2021 erste Überlegungen an, 
wie der Wald in Arnsberg mit Mitteln der Satelliten-
fernerkundung besser erfasst und dauerhaft über-
wacht werden könnte. Aus dieser Idee entstand der 
Waldmonitor Arnsberg, eine digitale Lösung techno-
logisch entwickelt von der Remote Sensing Solutions 
GmbH und wissenschaftlich begleitet von der Na-
turwald Akademie. Der Mehrwert der Technologie 

ist, dass sie für Transparenz durch Evidenz-basierte 
Visualisierung des Waldzustands in Arnsberg sorgt. 
Der Waldmonitor Arnsberg bietet erstmals alle In-
formationen flurstückspezifisch an, wodurch man 
mittels Klick in der interaktiven Karte alle Statistiken 
zu Waldtyp, Waldvitalität, Schadflächen, Baumkro-
nenhöhen, Biomasse und gebundenem Kohlenstoff 
pro Flurstück erhält. Damit stellt der Waldmonitor 
nicht nur für Bürgerinnen und Bürger eine beson-
dere Informationsquelle dar, sondern bietet auch 
für die Forstpraxis und die Wissenschaft einen wich-

Die interaktive Karte gibt 
detallierte Infos über den 
Zustand des Waldes

Die Informationen aus dem Waldmonitor sind ein hilfreiches Instrument für die Forstpraxis
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Auf der Kommunalen Klimakonferenz im No-
vember 2025 nahm Grevens Bürgermeister 
Dietrich Aden unter dem Beifall der Delegier-

ten eine der beiden Auszeichnungen in der Kategorie 
„Mittel- und Kleinstädte“ im Wettbewerb „Klimaak-
tive Kommune“ entgegen. Der Grevener Beitrag „Die 
energieautarke Kläranlage“ hatte die Jury auf gan-
zer Linie überzeugt. „Dieser Preis ist ein Plädoyer für 
mehr Vertrauen in das Knowhow der Städte und Ge-
meinden. Er macht deutlich, dass die besten Lösun-
gen oft nicht von oben herab, sondern aus den Kom-
munen selbst kommen “, so der Bürgermeister. Und 

Kläranlagen zählen für die betreibenden Kommunen zu den 
größten Energieverbrauchern. Wie sich aus einem soge-
nannten Stromfresser ein Lieferant für nachhaltige Energie 
machen lässt, zeigt die Stadt Greven. 

tigen Informationsgewinn. Schnell entwickelte sich 
daraus ein deutlich umfassenderes Monitoring-Inst-
rument. Ziel war es, den Wald so präzise wie möglich 
zu erfassen und die durch den Klimawandel bedingten 
Veränderungen auf einen Blick sichtbar zu machen. 
Genutzt werden dabei frei zugängliche Daten des Eu-
ropäischen Copernicus Programms, sowie Luftbilder 
der Landesvermessung NRW. Durch die Verwendung 
von Satellitendaten mit zehn Metern räumlicher Pixe-
lauflösung, kann der Wald in Arnsberg kontinuierlich 
bezüglich Vitalität und Störungen überwacht werden. 
Die Luftbilddaten ergänzen den Informationsgehalt in 
mehrjährigen Zyklen durch zentimetergenaue Erfas-
sung der Waldbestände bezüglich Baumkronenhöhen, 
Biomasse- und Kohlenstoffschätzungen. Alle Informa-
tionen sind in einer interaktiven Karte mit Dashboard 
einsehbar und flurstückspezifisch analysierbar. 

Vorbild für Kommunen Der Wald in Arnsberg 
erfüllt dabei viele wichtige Funktionen für die Ge-
sellschaft: Im Vordergrund steht die wirtschaftliche 
Nutzung. Forstwirtschaft, Holzproduktion und Pa-
pierherstellung haben eine große wirtschaftliche Be-
deutung für Arnsberg und das Sauerland. Gleichzei-
tig ist der Wald Lebensraum für Tiere und Pflanzen 
– auch für bedrohte Arten wie Wolf und Luchs. Er ist 
außerdem ein wichtiger Ort für Erholung und Touris-
mus, sowie Schauplatz für vielfältige Angebote der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung (BNE). Nicht zu-
letzt ist der Wald in Arnsberg ein wichtiger Identitäts-
anker der Arnsberger Stadtgesellschaft. Angesichts 
der Größe und der ökologischen wie wirtschaftli-
chen Bedeutung des Waldes in Arnsberg wird deut-
lich, warum ein digitales Monitoring hier besonders 
sinnvoll ist. Mit dem Waldmonitor Arnsberg hat der 
Klimawandel – bislang oft abstrakt diskutiert – ein 
konkretes, datengestütztes Gesicht erhalten. Diese 
Datengrundlage hilft den Waldakteurinnen und -ak-
teuren in und um Arnsberg dabei, gezielt zu entschei-
den, wo (ehemalige) Fichtenflächen in klimaresiliente 
Mischbestände umgebaut werden sollen – im Sinne 
der Zielsetzungen der Arnsberger Nachhaltigkeits-
strategie. Als Projekt im Rahmen von Smart Cities 
Südwestfalen hat Arnsberg damit eine übertragba-
re Lösung entwickelt, die auch anderen Kommunen 
der Region als Vorbild dienen kann. Der Waldmonitor 
zeigt so, wie digitale Werkzeuge dazu beitragen kön-
nen, den historisch gewachsenen, heterogenen Wald 
in Arnsberg klimastabil für kommende Generationen 
weiterzuentwickeln.			          ◼

Weitere Infos i
www.arnsberg.digital/

Die energieautarke  
Kläranlage –  
vom Stromfresser zum  
Energieproduzenten

http://www.arnsberg.digital/
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spricht damit auch ein riesengroßes Lob für das in-
novationsfreudige Team der Technischen Betrie-
be Greven (TBG) aus, dem der Wettbewerbserfolg 
maßgeblich zu verdanken ist. Die TBG sind eine ei-
genbetriebsähnliche Einrichtung der Stadt Greven, 
sie sind für die gesamte technische Infrastruktur der 
Kommune zuständig, unterhalten und bewirtschaf-
ten also auch die abwassertechnischen Anlagen der 
Stadt.

Teurer Betrieb Allein auf die Kläranlage entfal-
len in der Regel rund 20 Prozent der gesamten Ener-
giekosten einer Kommune. Viel Strom wird unter 
anderem für die Luftverdichter und Belüftungs-
systeme benötigt, die den nötigen Sauerstoff zur 
Zersetzung von organischen Stoffen ins Abwasser 
einbringen. Der anfallende Klärschlamm muss ent-
wässert, stabilisiert und thermisch behandelt wer-
den. Schlammbehandlung und Entsorgung sind 
sehr energieintensive Prozesse. Außerdem braucht 
es leistungsstarke Pumpen, die Abwasser von einer 
Stufe zur nächsten transportieren, was auch noch 
einmal reichlich Energie verbraucht.
Seit 2010 arbeiten Mitarbeitende im Geschäfts-
bereich Abwasser der Technischen Betriebe Gre-
ven konsequent daran, die Kläranlage im Ortsteil 
Reckenfeld technisch und baulich so zu ertüchti-
gen, dass der Stromverbrauch kontinuierlich sinkt 
und gleichzeitig die Eigenversorgung der Anlage 
aus erneuerbaren Energiequellen steigt. In der 
Kläranlage werden das Wasser der Stadt Greven 

DER AUTOR

Christoph Grotholt-
mann ist Energie-
manager der Stadt 
Greven

und ihrer Umgebung sowie die Abwässer der orts-
ansässigen Gewerbe- und Industrieunternehmen 
aufbereitet. Insgesamt sind etwa 60.000 Einwoh-
nerwerte (EW) an die Kläranlage angeschlossen, 
sie teilen sich je zur Hälfte auf Einwohner und In-
dustrie auf. 
Im Jahr 2009 betrug der Stromverbrauch der Greve-
ner Kläranlage noch knapp 2,7 Gigawattstunden pro 
Jahr. Ab 2010 wurden zunächst die Belebungsbecken 
energetisch saniert. Dabei wurden sowohl die Be-
lüftungs- als auch die Verfahrenstechnik optimiert. 
Daneben investierte man in die schrittweise Erneu-
erung von Pumpen, Rührwerken, Gebläsen und An-
triebssystemen und ersetzte sie Stück für Stück 
durch energieeffiziente, teils frequenzgeregelte Agg-
regate der neuesten Generation. Diese Maßnahmen 
trugen dazu bei, den Energiebedarf der Kläranlage 
dauerhaft zu senken.

Seit 2010 wurden sukzessive 
alle Dachflächen mit Photo-
voltaik ausgerüstet

Insgesamt hat 
sich der Strom-
verbrauch um 

56 Prozent 
reduziert
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Technik entscheidet 2014 wurden zwei Mikro-
gasturbinen mit einer Leistung von je 65 Kilowatt 
elektrisch in Betrieb genommen. Gleichzeitig rüs-
tete man nach und nach die geeigneten Dachflä-
chen auf der Anlage mit Photovoltaik (PV) aus. 
Zwei Blockheizkraftwerke, die durch die Verstro-
mung von Faulgas eine elektrische Leistung von je 
99 Kilowatt erzeugen, rundeten das Maßnahmen-
paket ab. 
Schon 2021 hatte sich der Stromverbrauch der Gre-
vener Kläranlage durch die stetigen Verbesserungen 
bei der Energieeffizienz der Systeme nahezu halbiert, 
inzwischen konnte er im Vergleich zu 2009 um satte 
56 Prozent reduziert werden. Dabei halfen auch klei-
nere Maßnahmen wie zum Beispiel die Umstellung 
der Beleuchtung in den Gebäuden und im Außenbe-
reich auf LED-Leuchtmittel. Außerdem wird heute 
so viel eigener Strom aus erneuerbaren Quellen er-
zeugt, dass Überschüsse ins öffentliche Netz einge-
speist werden können. Im Jahr 2024 gingen weitere 
PV-Anlagen mit einer Leistung von 65 Kilowatt-Peak 
und ein Batteriespeicher mit 130 Kilowatt in Betrieb. 
Hat die Eigenstromerzeugung im Jahr 2009 noch bei 
877.000 Kilowattstunden gelegen, so waren es 2024 
schon knapp 1,3 Millionen Kilowattstunden, Tendenz 
weiter steigend. 

Beeindruckende Bilanz Klaus Rading, der als 
Geschäftsbereichsleiter Abwasser bei den TBG der 
Hauptverantwortliche für die Grevener Kläranla-
ge ist, bilanziert nicht ohne Stolz: „Im Endeffekt 

haben wir über die letzten 15, 16 Jahre den Strom-
bezug von ungefähr 1,9 Millionen Kilowattstun-
den pro Jahr auf 60.000 Kilowattstunden redu-
ziert. Gleichzeitig haben wir auch noch unseren 
Stromverbrauch von 2,6 Millionen auf 1,2 Millio-
nen Kilowattstunden pro Jahr verringert und pro-
duzieren heute ein bisschen mehr als das, was 
wir brauchen, auf der Kläranlage selbst, so dass 
wir übers Jahr gesehen bilanziell autark sind“, 
so Rading. Doch abgeschlossen ist dieser Opti-
mierungsprozess damit noch nicht: Wo immer 
es geht, soll PV auf der Anlage und auch auf den 
Dächern der vielen Pumpwerke im Einzugsgebiet 
weiter ausgebaut werden. Zuletzt wurden außer-
dem vier Elektrofahrzeuge angeschafft und die 
entsprechende Ladeinfrastruktur dafür bereit-
gestellt. Schrittweise soll der gesamte Fuhrpark 
des Abwasserbetriebs in den kommenden Jahren 
auf batteriebasierte Mobilität umgestellt wer-
den. Auch die Heizungstechnik in den Gebäuden 
der Kläranlage wird kontinuierlich optimiert. Be-
reits jetzt wird die Abwärme der Blockheizkraft-
werke für die Wärmeversorgung genutzt. Ergänzt 
wird die Wärmeversorgung zukünftig durch Po-
wer-to-Heat-Anlagen und einen Warmwasser-
speicher. Die noch vorhandenen Öl- und Gashei-
zungen können somit vollständig ersetzt und auf 
fossile Energieträger ganz verzichtet werden.

Starkes Vorbild Bis 2040 will die Stadt Greven 
klimaneutral werden. Um dieses ambitionierte 
Ziel tatsächlich zu erreichen, sind auch die laufen-
den technischen Verbesserungen auf der Kläran-
lage natürlich von riesigem Nutzen. Der Pro-Kopf-
Anteil jedes Grevener Bürgers und jeder Grevener 
Bürgerin an dem durch die Kläranlage erzeugten 
CO2-Ausstoß lag 2009 noch bei knapp 33 Kilo im 
Jahr. Heute liegt er bei 2,05 Kilogramm pro Kopf 
und Jahr, das entspricht einem Rückgang um 94 
Prozent. Der klimaschädliche Fußabdruck der Klär-
anlage durch Treibhausgasemissionen hat sich also 
wesentlich verkleinert. Ein echtes Pfund für die 
Stadt Greven – an dem sich manche andere Kom-
munen ein Beispiel nehmen wollen, das zeigt das 
merklich gestiegene Interesse, das der Grevener 
Kläranlage spätestens seit dem Erfolg im Wettbe-
werb „Klimaaktive Kommune“ von außen entge-
gengebracht wird.
„Wir haben mit unserer Kläranlage über die Jahre 
ein absolutes Vorbildprojekt geschaffen, das auch 
als Blaupause für andere Kläranlagen, Sektoren, Pro-
jekte und Prozesse dienen kann“, resümiert Grevens 
Bürgermeister Dietrich Aden zufrieden. „Es zeigt 
deutlich auf, wie sich durch den intelligenten Ein-
satz von Technologie und erneuerbaren Ressourcen 
die städtischen Finanzen entlasten und gleichzeitig 
Treibhausgasemissionen reduzieren lassen“, so Bür-
germeister Dietrich Aden.   	      		          ◼

Herzstück der Energieautarkie: die Blockheizkraftwerke auf dem Gelände der Kläranlage
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Künstliche Intelligenz, fernablesbare Wasserzähler, digitale Gebührenbescheide – 
die Digitalisierung verändert den kommunalen Ver- und Entsorgungsbereich grund-
legend. Ein Überblick über rechtliche Rahmenbedingungen und offene Fragen.

Digitalisierung und  
künstliche Intelligenz im  
Ver- und Entsorgungsbereich

Der mögliche Einsatz von künstlicher Intelli-
genz (KI) kann in den Bereichen der Ver- und 
Entsorgung wie etwa der Abfallentsorgung 

und der Abwasserbeseitigung insbesondere einen 
Beitrag dazu leisten, Arbeitsabläufe zu vereinfa-
chen, Personal zu entlasten und Vorgänge nachvoll-
ziehbar dokumentieren zu können. Hierzu gehören 
im Bereich der Abfallentsorgung zum Beispiel die Er-
kennung von Fehlwürfen in Biotonnen, die Auswer-
tung von Entleerungsvorgängen sowie sensor- oder 
kameragestützte Meldungen zur bedarfsgerech-
ten Entleerung von Abfallsammel-Großbehältern. 
Im Bereich der Abwasserentsorgung ist es möglich, 
Bildmaterial von TV-Untersuchungen zu dem Zu-
stand von Abwasserleitungen mit Hilfe von KI aus-
gewertet werden. Dort, wo betriebswirtschaftliche, 
juristische oder organisatorische Bewertungen er-
forderlich sind, kann KI zumindest unterstützende 
Vorschläge liefern, wenngleich es stets maßgeblich 
darauf ankommt, mit welchen Spezialkenntnissen 
eine eingesetzte KI im zeitlichen Vorfeld bestückt 
worden ist. Nicht zuletzt verbleibt die eigentliche 
Verantwortung stets bei dem zuständigen Fachper-
sonal. Bei der Abfallentsorgung sind zudem bislang 
noch Arbeitsabläufe wie etwa das Holen von Ab-
fallgefäßen von Grundstücken und Zurückstel-
len nach deren Entleerung am Abfallsammel-
fahrzeug angezeigt, die nicht in einem rein 
digitalen Modus, sondern durch Menschen 
körperlich ausgeführt werden müssen. 
Gleichwohl sind auch die Entwicklungen 
etwa im Bereich der Gastronomie (Stich-
wort: Personal-Roboter) aufmerksam zu 
verfolgen.

Fernablesbare Wasserzähler In der öf-
fentlichen Wasserversorgung werden zu-
nehmend fernablesbare Wasserzähler 
eingesetzt. Während bei den analogen Flü-
gelrad-Wasserzählern der Kunde, die Kundin 
einmal im Jahr den Zählerstand ablesen und der 
Stadt oder Gemeinde mitteilen muss, ist dieses bei 
den fernablesbaren Wasserzählern nicht mehr er-

forderlich. Grundsätzlich kann in der Wasserversor-
gungssatzung die Regelung aufgenommen werden, 
dass die Gemeinde berechtigt ist, anstelle von ana-
logen Wasserzählern, elektronische Wasserzähler 
mit oder ohne Funkmodul einzusetzen und zu be-
treiben. In einem elektronischen Wasserzähler dür-
fen nur Daten gespeichert und verarbeitet werden, 
die zur Erfüllung der Pflichtaufgabe der öffentlichen 
Wasserversorgung und zur Gewährleistung der Be-
triebssicherheit und Hygiene der gesamten Was-
serversorgungseinrichtung erforderlich sind. Die 
gespeicherten Daten dürfen nur ausgelesen und 
verwendet werden zur periodischen Abrechnung 
oder Zwischenabrechnung des Wasserverbrauchs. 
Darüber hinaus kann eine digitale Ablesung anlass-
bezogen erfolgen, soweit dieses im Einzelfall zur 
Abwehr von Gefahren für die ordnungsgemäßen 
Betrieb der Wasserversor- g u n g s e i n r i c h -
tung und zur A u f -
klärung 
von 
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Störungen im Wasserversorgungsnetz erforder-
lich ist. Jahresverbrauchswerte bei dem bezogenen 
Trinkwasser werden durch die Gemeinde ferner zur 
Berechnung und Festsetzung der Schmutzwasserge-
bühr verwendet, damit der Kunde, die Kundin den 
Wasserzähler nicht zweimal ablesen muss, denn die 
Schmutzwassergebühr wird auf der Grundlage des 
sogenannten Frischwassermaßstabes (Frischwasser 
= Schmutzwasser) berechnet. Ein Recht auf Wider-
spruch besteht gemäß § 14 des Datenschutzgesetzes 
NRW grundsätzlich nicht, weil für die Erhebung und 
Verarbeitung ein zwingendes öffentliches Interesse 
an einer verursachergerechten Erhebung von Benut-
zungsgebühren besteht, die durch § 6 Kommunalab-
gabengesetz (KAG) NRW vorgegeben wird.
Bislang fehlt bezogen auf den Einsatz von digitalen 
Wasserzählern in der Bundesverordnung über die 
Allgemeinen Bedingungen für die Versorgung mit 
Wasser (AVBWasserV) eine entsprechende eindeu-
tige Rechtsgrundlage. Das Bundesland Bayern hat 
deshalb in Art. 24 Abs. 4 der bayerischen Gemein-
deordnung eine klare Regelung geschaffen, welche 
allerdings in Nordrhein-Westfalen fehlt. Deshalb 
wird in der Muster-Wasserversorgungssatzung des 
Städte- und Gemeindebundes NRW (Stand: 17. Ja-
nuar 2024) lediglich in den Anmerkungen ein Rege-
lungsvorschlag aufgeführt. Der NRW-Landesgesetz-
geber sollte hier nach dem Vorbild des Bundeslandes 
Bayern eine eindeutige und klare gesetzliche Rege-
lung schaffen, denn die Ablesedaten von fernab-
lesbaren Wasserzählern werden nicht nur für Was-
sergebühr, sondern auch für die Abrechnung der 
Schmutzwassergebühr benötigt. 

Digitaler Gebührenbescheid Gemäß § 122a Ab-
gabenordnung (AO) können in der seit dem 01. Januar 
2026 geltenden Fassung (Bundesgesetzblatt I Nr. 323 
vom 29. Oktober 2024) Verwaltungsakte mit Einwilli-
gung des Beteiligten oder der von ihm bevollmächtig-
ten Person bekanntgegeben werden, indem sie zum 
Datenabruf durch Datenfernübertragung bereitge-
stellt werden. Eine Einwilligung ist nicht mehr erfor-
derlich. Allerdings kann der Beteiligte wiederum eine 
einmalige oder dauerhafte postalische Bekanntga-
be nach § 122 Abs. 2 AO beantragen. Der Antrag wirkt, 
ebenso wie dessen Widerruf, nur für die Zukunft und 
wird gegenüber der Behörde erst wirksam, wenn der 
Antrag ihr zugegangen ist. Für den Datenabruf hat 
sich die abrufberechtigte Person weiterhin gemäß 
§ 122a Abs. 3 AO nach Maßgabe des § 87a Abs. 8 AO 
zu authentisieren. In § 122a Abs. 4 AO ist zudem be-
stimmt, dass ein zum Abruf bereitgestellter Verwal-
tungsakt am vierten Tag nach der Bereitstellung zum 
Abruf als bekannt gegeben gilt. Damit wird ab dem 01. 
Januar 2026 die Benachrichtigung über die Abrufbe-
reitstellung eines Verwaltungsakts nicht mehr maß-
geblich sein. Im Zweifel hat die Behörde den Zeitpunkt 
der Bereitstellung zum Abruf nachzuweisen.

Gegenwärtig ist festzustellen, dass Gebührenbeschei-
de im Regelfall immer noch per Post bekanntgege-
ben werden, was offensichtlich deshalb der Fall ist, 
weil dann nur eine Gruppe von Gebührenzahlenden 
besteht und nicht zwei Gruppen vorhanden sind und 
zwar eine Gruppe, die postalisch die Gebührenbeschei-
de erhält und die andere Gruppe, für die der Gebühren-
bescheid digital durch Abruf bereitgestellt wird.

Widerspruch per E-Mail Der Widerspruch gegen 
einen Gebührenbescheid (Verwaltungsakt) unter-
liegt gesetzlichen Formvorschriften. Er kann schrift-
lich oder zur Niederschrift eingelegt werden – § 70 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO). Wird der Wi-
derspruch in elektronischer Form eingelegt, dann ist 
insbesondere eine qualifizierte elektronische Signa-
tur erforderlich. Eine einfache E-Mail ist bislang nicht 
ausreichend, um den Anforderungen des § 70 Abs. 1 
VwGO zu genügen, denn eine eingescannte Unter-
schrift oder eine normale Text-E-Mail reicht nicht aus, 
um die Schriftform nach § 70 VwGO oder § 3a Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) zu wahren. Nur 
wenn der Widerspruch mittels eines elektronischen 
Dokuments eingelegt wird, das mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur (QES) versehen ist, bie-
tet ein elektronisches Dokument in gleicher Weise 
wie die Unterschrift unter einem Widerspruchs-
schreiben die Gewähr dafür, dass der Widerspruch 
durch den Widerspruchsführer mit dessen Willen in 
den Verkehr gebracht worden ist. Insbesondere lässt 
die E-Mail-Adresse nicht den Schluss zu, dass es sich 
eindeutig um die widerspruchsbefugte Person han-
delt. Es empfiehlt sich deshalb weiterhin, den Wider-
spruch insbesondere schriftlich per Post zu übermit-
teln, um Fristversäumnisse durch formunwirksame 
E-Mails zu vermeiden.
Die Bundesregierung hat im Mai 2026 (Presseer-
klärung Nr. 40 /2026) den Gesetzentwurf 
zur Änderung der VwGO beschlossen 
und in den Bundestag eingebracht, wo-
nach zukünftig ein Widerspruch auch 
elektronisch eingelegt werden kann, 
wenn die Behörde als Empfängerin die-
ses ermöglicht. Allerdings soll der Wi-
derspruchsführer einwandfrei feststellbar 
sein müssen, das heißt die Einlegung eines 
Widerspruches über die sozialen Medi-
en soll es nicht geben. Dieses ist konse-
quent und richtig, denn einer Behörde kann 
nicht aufgelegt werden, dort oder an ande-
ren Orten nach etwaigen Widersprüchen 
zu suchen oder sogar 
zu prüfen, ob etwaige 
Kommentare als Wider-
spruch zu werten sind 
und wer der potenziel-
le Widerspruchsführer 
ist.	                        ◼
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Schnelles und stabiles Internet – das ist in der 
heutigen Zeit fast schon so wichtig wie Elek-
trizität. Im Wirtschafts- und Behördenalltag 

wachsen die Datenmengen ebenso rasant wie im 
privaten Umfeld, unter anderem durch Videostrea-
ming. Ohne eine nachhaltige Anpassung der Netze, 
die auch den künftigen Herausforderungen gewach-
sen sind, droht daher der Datenstau. Der neuralgi-
sche Punkt ist dabei oft das entsprechende Kabel, 
das in Deutschland nach wie vor zu einem großen 
Teil aus Kupfer besteht, wobei die Bandbreite be-
grenzt ist. Doch solche Kabel – auch diejenigen, die 
früher allein für das Kabelfernsehen genutzt wur-
den, haben technische Grenzen, die bald erreicht 
sein werden. 

Verbreitung von Glasfaseranschlüssen Die Lö-
sung für schnelles Internet ist nicht neu: Glasfaser. 
Die erste kommerzielle Nutzung zum Transport von 
Informationen begann bereits in den 1960er Jah-
ren, allerdings wurde erst in den 2000er Jahren mit 
dem Ausbau in Deutschland gestartet. Bis heute ist 
Deutschlands Glasfasernetz aber lückenhaft. Laut 
dem sogenannten Gigabitgrundbuch liegt NRW ins-

Trotz wachsenden Bedarfs und politischer Ambitionen geht es beim Glasfaseraus-
bau in Deutschland an vielen Orten nicht voran. Fehlende Koordination und unzurei-
chende Steuerungsinstrumente bremsen den Weg ins Gigabitzeitalter. 

besondere bei den Anschlüssen bis in die Wohnun-
gen (genannt „Fiber To The Home“ – FTTH) bei etwa 
37 Prozent Abdeckung in den Geschwindigkeitsklas-
sen bis zu 1.000 Megabit pro Sekunde (Mbit/s). Zum 
Vergleich liegt der FTTH-Anteil der 39 EU-Staaten 
bei knapp 80 Prozent. Glasfaseranschlusspotenzial 
haben jedoch 79 Prozent der Haushalte.
Es verwundert, dass trotz geringer Durchdringung 
die Anzahl der Förderanträge, bei denen auch der 
kommunale Eigenanteil zuletzt gekürzt wurde,  
rückläufig ist und sich Insolvenzen von Glasfaseraus-
baubetrieben häufen, etwa die des Düsseldorfer Un-
ternehmens Metrofiber. Die Verwunderung löst sich 
jedoch schnell durch einen Blick in die tägliche Pra-
xis des Ausbaus in den Kommunen wieder auf. Hier 
zeigt sich, warum der Ausbau ins Stocken geraten ist 
und dass der Ausbau ohne bedarfsgerechtes gesetz-
geberisches Handeln auch künftig keine Fahrt auf-
nehmen wird. 

Marktwirtschaftlicher Ausbau Die Grundkonst-
ruktion des Gigabitausbaus ist verfassungsrechtlich 
in Art. 87f Grundgesetz (GG) vorgegeben. Demnach 
gewährleistet vornehmlich der Bund eine angemes-
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sene und ausreichende Abdeckung der Telekommu-
nikation in bundeseigener Verwaltung. Das umfasst 
auch den Ausbau des entsprechenden Netzes. Diese 
Dienstleistungen werden nach dem ausdrücklichen 
Wortlaut des Art. 87f Abs. 2 GG durch „private An-
bieter erbracht“. Die Einzelheiten schlagen sich in der 
Gesetzgebung zum Telekommunikationsgesetz nie-
der, wodurch die Hoheitsbefugnisse der Kommunen 
in diesem Bereich stark eingeschränkt werden.

Koordination schafft Abhilfe Es ist deshalb zu 
einer guten und verbindlichen Koordination nebst 
einvernehmlicher Einigung zwischen Kommune und 
allen beteiligten Telekommunikations- oder Glasfa-
serunternehmen zu raten, die verlässliche Grundla-
ge eines Ausbauplans sein muss. Die Federführung 
der Koordination des Ausbaus liegt bei den beteilig-
ten Kommunen vor Ort. Sie ist eine komplexe, inter-
disziplinäre Aufgabe für verschiedene Fachämter.
Ohne die Koordinierung kommt es unweigerlich zu 
Überschneidungen und Doppelausbau, der das kom-
munale Wegenetz mit entsprechenden Behinderun-
gen für Bürgerinnen und Bürger strapaziert. So kann 
es etwa dazu kommen, dass von der Gemeinde in 
guter Voraussicht verlegte Leerrohre ungenutzt im 
Boden bleiben, da diese nicht mit etwaigen Leitun-
gen der Unternehmen kompatibel oder selbstverleg-
te Rohre wirtschaftlicher sind. oder selbstverlegte 
Leerrohre wirtschaftlicher sind. Für die Gemeinde ist 
es auch nicht möglich, die genaue Stelle die Kopflö-
cher für die Verbindung des Glasfaserkabels ins Haus 
vorzubereiten. Ein unstrukturierter Ausbau hat zu-
gleich für die entsprechenden Unternehmen direk-
te Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit des Aus-
baus. Der wirtschaftliche Druck ist derweil hoch und 
schlägt sich mitunter auf die Qualität des Ausbaus 
selbst nieder. Nachbesserungen durch das ausbau-
ende Unternehmen lassen lange auf sich warten, 
führen zu einer erneuten Belastung der Infrastruk-
tur oder bleiben wegen Insolvenzen betrauter Sub-
unternehmen ganz aus, sodass die Gemeinde eigen-
verantwortlich und auf eigenen Kosten die Schäden 
beseitigen muss.

Bremse(n) des Ausbaus Bei weitem liegt eine feh-
lende Koordination des Ausbaus nicht am Unwillen 
der Kommunen. Dies hat nicht zuletzt eine vom De-
zernat V des Städte- und Gemeindebunds initiierte 
und veröffentlichte Umfrage ergeben. Viele, teils ver-
zahnte Faktoren bremsen den Ausbau. Zum einen ist 
da die finanzielle Seite: Kommunen, die eigenwirt-
schaftlich und ohne Förderung von Land und Bund, 
ausbauen, müssen hohe Geldsummen zumindest 
vorhalten. Was der Ausbau für die Kommune am 
Ende kostet, hängt stark von der Vereinbarung mit 
dem Ausbauunternehmen, von selbst getätigten In-
vestitionen der Kommune in die Infrastruktur (Leer-
rohre) und eventuell erforderlichen Nachbesserun-

gen ab. Doch auch der Eigenanteil bei geförderten 
Projekten fehlt am Ende im Haushalt bares Geld, 
das in Kommunen auch für gemeinwohlförderliche-
re Aufgaben genutzt werden könnte.
Daneben bedeutet der marktwirtschaftliche Aus-
bau auch, dass private Gelder investiert werden. Ob 
sich diese Investitionen amortisieren, hängt nicht 
zuletzt von der Bereitschaft der späteren Endkun-
den ab, die Leistung auch empfangen zu wollen. 
Das gestaltet sich zunehmend schwierig, da die An-
gebote von vielen Privathaushalten als wenig at-
traktiv angesehen werden – zu teuer im Verhältnis 
zur gewonnenen Bandbreite. Da helfen allgemeine 
Werbemaßnahmen und die teils als aggressiv emp-
fundene, direkte Kundenakquise kurzfristig kaum 
weiter. Trotz erfolgreicher Koordination kann vor 
allem in diesem freien, marktwirtschaftlichen Be-
reich die fehlende Verbindlichkeit den Ausbau auf-
halten. Nicht selten ziehen sich Unternehmen nach 
der Planung aus dem Ausbauvorhaben – teils auch 
ohne Absprache – zurück. Zudem passen die Pläne 
zum Ausbau der Unternehmen oftmals nicht mit 
geplanten kommunalen Tiefbaumaßnahmen zu-
sammen, wodurch Synergien verloren gehen. Häu-
fig wird aber auch der vom Ausbauunternehmen 
beauftragte Subunternehmer insolvent, sodass der 
Ausbau bis zur Beauftragung eines neuen stockt.
 
Ausblick Für den Erfolg des Gigabitausbaus 
braucht es auskömmliche finanzielle Rahmenbedin-
gungen. Der Gigabitausbau kann allein nach markt-
wirtschaftlichen Prinzipien nicht erfolgreich sein, 
da der gewünschte Wettbewerb sich selbst bremst. 
Ohne wirksame Anreize für die Durchführung und 
Umsetzung einer gemeinsamen, einvernehmlichen 
Koordinierung vor Ort sowie ohne geeignete Steu-
erungsinstrumente für die Kommunen bleibt der Gi-
gabitausbau besonders in entlegenen Gebieten auf 
der Strecke.				           ◼

FO
TO

: A
D

O
BE

 S
TO

CK
 - 

ST
U

D
IO

 N
O

VA



©
 p

ic
tu

re
 a

lli
an

ce
 -

 A
n

ad
ol

u
 -

  D
ik

o 
B

et
an

co
u

rt

Erdbeben

Venezuela

Bündnis der Hilfsorganisationen

Jetzt
spenden!

Zwei schwere Erdbeben haben Venezuela erschüttert. 
Aktion Deutschland Hilft leistet Nothilfe – mit Nahrungsmitteln, 
Trinkwasser, Notunterkünften und medizinischer Versorgung. 
Helfen Sie den Menschen jetzt – mit Ihrer Spende!

Aktion-Deutschland-Hilft.de
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Der bundesweite Aktionstag „Kommunen am 
Limit“ am 22. Juni hat ein starkes Signal gesen-
det. In Nordrhein-Westfalen haben sich Städte 
und Gemeinden flächendeckend mit Social-Me-
dia-Beiträgen beteiligt, in zahlreichen Kommu-
nen gab es unübersehbare Protestaktionen vor 
Ort. Die Städte und Gemeinden haben die Dimen-
sion des Problems sichtbar gemacht: Ohne ausrei-
chende Finanzierung steht ihre Handlungsfähig-
keit auf dem Spiel. Nun müssen Bund und Land 
endlich handeln.

 Aktionstag „Kommunen am Limit“   

Emmerich

BeckumErftstadt

Dinslaken

Mechernich
Kamen
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GREMIENARBEIT

Digitale Gremienarbeit wird heute üblicherwei-
se über digitale Ratsinformationssysteme (RIS) 
abgebildet. Diese haben sich in der kommu-

nalen Landschaft in Nordrhein-Westfalen flächende-
ckend etabliert. Erst bei genauerer Betrachtung zeigt 
sich allerdings, dass zahlreiche Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen die Bandbreite der vorhandenen 
Funktionen und Möglichkeiten ihrer Ratsinforma-
tionssysteme nicht oder nur teilweise ausschöpfen 
und eine wirklich effiziente und nachhaltige digita-
le Abbildung kommunaler Gremienarbeit vielfach 
ausbleibt. Es zeigt sich, dass die technische Verfüg-
barkeit eines Systems noch nicht automatisch eine 
nachhaltige digitale Nutzung bedeutet.

Nachhaltige Gremienarbeit Ratsinformationssys-
teme sind auf die Abbildung demokratischer Struk-
turen spezialisierte IT-gestützte Informations- und 
Dokumentenmanagement-Systeme. In der Verwal-
tungspraxis bilden sie zentrale Prozesse rund um 
kommunale Gremiensitzungen ab. Sie unterstützen 
die Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung 
von Sitzungen, besitzen in der Regel eine Schnittstelle 
zur kommunalen Website und sind heute als App auf 
mobilen Endgeräten, insbesondere Tablets, nutzbar.
Damit sind Ratsinformationssysteme weit mehr als 
eine digitale Ablage für Sitzungsvorlagen. Sie kön-
nen den Sitzungsdienst entlasten, Informations-
zugänge verbessern und Mandatsträgerinnen und 
Mandatsträgern eine flexiblere Vorbereitung ermög-
lichen. Vorlagen, Tagesordnungen, Niederschriften, 
Beratungsläufe, Abstimmungsergebnisse und Be-
schlusskontrollen lassen sich über ein Ratsinformati-
onssystem zentral bereitstellen und nachvollziehbar 
dokumentieren.
Zugleich bilden Ratsinformationssysteme eine we-
sentliche Grundlage für digitale und hybride Gre-
mienarbeit. Erst wenn Unterlagen, Beratungsvorgän-
ge und Abstimmungsinformationen digital verfügbar 
sind, lassen sich ortsunabhängige Sitzungsformate 
über Videokonferenz-, Übertragungs- und Abstim-
mungstechnik sinnvoll organisieren. 

Uneinheitliches Bild Mehrere landesweite Erhe-
bungen belegen, dass bereits seit Jahren alle Kom-
munen im Land über ein entsprechendes Ratsinfor-

Ratsinformationssysteme sind in NRW flächendeckend eingeführt – doch viele 
Kommunen nutzen ihr Potenzial kaum. Solange Papier und digitale Strukturen 
parallel laufen, bleiben Effizienz- und Nachhaltigkeitsgewinne aus.

Digitale Ratsinformationssysteme: 
Rückgrat nachhaltiger Gremienarbeit

mationssystem verfügen und dieses implementiert 
haben. Aus der flächendeckenden Verfügbarkeit di-
gitaler Ratsinformationssysteme folgt jedoch nicht 
automatisch, dass diese in den Kommunen auch 
konsequent digital, medienbruchfrei und funktions-
umfänglich eingesetzt werden. 
Betrachtet man die kommunale Landschaft in Nord-
rhein-Westfalen im Detail, zeigt sich ein heteroge-
nes Bild. So weisen Daten der Gemeindeprüfungs-
anstalt Nordrhein-Westfalen (gpaNRW) darauf hin, 
dass im Jahr 2025 lediglich rund 60 Prozent der Kom-
munen sämtliche Gremiendokumente ausschließ-
lich digital bereitstellen. Dies kann als ein wichtiger 
Indikator für eine umfassende digitale Nutzung des 
Ratsinformationssystems verstanden werden.
In rund 40 Prozent der Kommunen erfolgt die Be-
reitstellung dagegen weiterhin in gemischter Form. 
Dort werden Unterlagen, oftmals auf Wunsch ein-
zelner Gremienmitglieder oder Fraktionen, neben 
der digitalen Bereitstellung weiterhin in Papierform 
versandt. In der praktischen Umsetzung führt dies 
zu unterschiedlichen Digitalisierungsgraden, paral-
lelen Arbeitsstrukturen und fortbestehenden Medi-
enbrüchen. Die möglichen Effizienz- und Nachhal-
tigkeitsgewinne digitaler Ratsinformationssysteme 
werden dadurch nur teilweise realisiert. 
Ob sich dieser Befund mit Beginn der neuen kommu-
nalen Legislaturperiode Ende 2025 zugunsten einer 
stärkeren Digitalisierung verändert, kann derzeit le-
diglich vermutet, auf Grundlage der vorliegenden 
Daten jedoch noch nicht belastbar nachgewiesen 
werden. Aus der Praxis berichten allerdings zahlrei-
che Städte und Gemeinden, dass die Neukonstituie-
rung der Gremien nach der Kommunalwahl genutzt 
werden soll, um digitale Arbeitsweisen konsequen-
ter umzusetzen.

Technische Ausstattung Eine weitere Erschwernis 
für die effektive und nachhaltige Nutzung von Rat-
sinformationssystemen zeigt sich auch bei der tech-
nischen Ausstattung und Unterstützung der Gremi-
enmitglieder. Lediglich 45 Prozent der Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen statten ihre Gremienmitglieder 
zentral mit Endgeräten aus und übernehmen zugleich 
die Systembetreuung. Weitere 20 Prozent stellen 
zwar Geräte bereit, leisten jedoch keinen begleiten-
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nanziert, während Druck-, Versand- und Prozesskos-
ten weiterhin anfallen.

Fazit und Ausblick Digitale Gremienarbeit ist in 
Nordrhein-Westfalen grundsätzlich angekommen. 
Mit der flächendeckenden Verfügbarkeit von Rat-
sinformationssystemen ist die technische Grund-
lage weitgehend gelegt. Die Daten der Gemeinde-
prüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen (gpaNRW)  
zeigen jedoch, dass der nächste Schritt nicht mehr 
in der Einführung der Systeme liegt, sondern in ihrer 
konsequenten, medienbruchfreien und organisato-
risch eingebetteten Nutzung.
Digitale Nachhaltigkeit entsteht erst dort, wo Sit-
zungsvorbereitung, Bereitstellung von Unterlagen, 
Beratung, Dokumentation und Beschlussnachver-
folgung durchgängig digital erfolgen. Solange Rat-
sinformationssysteme parallel zu Papierunterlagen, 
uneinheitlichen Endgeräten und unklaren Support-
strukturen genutzt werden, bleiben wesentliche Ef-
fizienz- und Nachhaltigkeitsgewinne ungenutzt. 
Werden Ratsinformationssysteme dagegen als zen-
trale Infrastruktur kommunaler Gremienarbeit ver-
standen und konsequent genutzt, kann digitale Gre-
mienarbeit ihren eigentlichen Mehrwert entfalten: 
weniger Medienbrüche, geringere laufende Kosten, 
bessere Informationszugänge und eine zeitgemäße 
Unterstützung des kommunalen Ehrenamtes.	       ◼

den Support. 35 Prozent der geprüften Kommunen 
gewähren den Gremienmitgliedern lediglich einen 
Zuschuss zur Eigenbeschaffung (Bring your own de-
vice) von Hard- und Software. In diesen Fällen fehlen 
typischerweise einheitliche Geräte, standardisierte 
Softwareumgebungen und verlässliche Supportstruk-
turen, die für eine tatsächliche Umsetzung digitaler 
oder hybrider Gremienarbeit notwendig sind.
Diese Unterschiede sind für die praktische Umset-
zung bedeutsam. Einheitliche Endgeräte, standardi-
sierte Softwareumgebungen, sichere Zugänge und 
verlässliche Supportstrukturen erleichtern die Nut-
zung eines Ratsinformationssystems erheblich. Un-
terschiedliche private Geräte und uneinheitliche 
technische Voraussetzungen erhöhen dagegen den 
Unterstützungsbedarf und erschweren ein einheitli-
ches digitales Arbeitsniveau.
Aus kommunaler Praxis und Wirtschaftlichkeitsbe-
trachtungen spricht vieles dafür, dass ein Ratsinfor-
mationssystem in Kombination mit einheitlichen 
Endgeräten insbesondere dann wirtschaftlich wird, 
wenn es konsequent genutzt, organisatorisch in-
tegriert und der Parallelbetrieb von Papier beendet 
wird. Einsparpotenziale ergeben sich vor allem bei 
Druck, Papier, Versand, Kurierdiensten und inter-
nen Arbeitsschritten. Der Mischbetrieb ist häufig die 
ungünstigste Variante für Verwaltung und Vertre-
tungskörperschaft: Die digitale Infrastruktur wird fi-
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GREMIENARBEIT

Die Kommunalpolitik ist das Fundament un-
serer demokratischen Ordnung. In Räten, Be-
zirksvertretungen und Ausschüssen werden 

Entscheidungen getroffen, die den Alltag der Bür-
gerinnen und Bürger unmittelbar prägen: Kitas und 
Schulen, Mobilität, Wohnen, Klimaschutz, Feuer-
wehr, Kultur oder die Entwicklung von Innenstädten. 
Unterschiedliche Interessen und Zielkonflikte gehö-
ren zum Wesen demokratischer Selbstverwaltung. 
Ohne Widerspruch, Kritik und Streit gäbe es keine 
tragfähigen Entscheidungen.
Doch der Streit in der Sache gerät vielerorts unter 
Druck. Ratsmitglieder berichten von einem raue-
ren Ton, persönlichen Angriffen und sinkender Be-
reitschaft, Positionen der Gegenseite nachzuvoll-
ziehen. Eine Forsa-Befragung der Körber-Stiftung 
zeigt ein differenziertes Bild: 81 Prozent der be-
fragten Stadt- und Gemeinderatsmitglieder bewer-
ten Diskussionskultur und Umgangston im Rat als 
gut oder sehr gut; in Nordrhein-Westfalen sind es 
74 Prozent. Zugleich sagt gut jede und jeder Fünf-
te, dass sich die Diskussionskultur verschlechtert 

Rauere Töne und persönliche Angriffe belasten zunehmend die Arbeit kommu-
naler Räte. Welche Werkzeuge in akuten Situationen helfen und warum ein 
gemeinsamer Kodex langfristig wirkt.

Mehr Respekt im Rat: 
Wie Gremien fairen Streit sichern

habe. In größeren Kommunen fällt die Bewertung 
kritischer aus.
Die Lage ist also nicht flächendeckend dramatisch, 
aber ernst genug, um gegenzusteuern. Wo Ratssit-
zungen zum Schauplatz von Abwertung oder Unter-
stellungen werden, leiden Stimmung, Kompromiss-
fähigkeit und politische Arbeitsfähigkeit.

Verschärfte Debatten Gesellschaftliche Polarisie-
rung, soziale Medien und bewusste Falschinformati-
onen verändern lokale Aushandlungsprozesse. The-
men, die früher praktische Gestaltungsfragen waren, 
werden schneller als Grundsatzkonflikte geführt. 
Verkehrswege, Unterbringungsfragen, Klimaanpas-
sung oder Stadtentwicklung sind dann Projektions-
flächen größerer Konfliktlinien.
Hinzu kommt der Druck auf das kommunale Ehren-
amt. Finanzielle Engpässe, wachsende Aufgaben 
und hohe Erwartungen treffen auf begrenzte Gestal-
tungsspielräume. Wenn Frustration über Bundes- 
oder Landespolitik in lokale Debatten hineinwirkt, 
steigt das Risiko, dass aus Meinungsverschieden-
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DEBATTENKULTUR

heiten Lagerkonflikte und aus Kritik persönliche Zu-
schreibungen werden.

Folgen für Demokratie Eine belastete Debatten-
kultur beeinträchtigt die Qualität politischer Entschei-
dungen: Sachargumente bekommen weniger Raum, 
Kompromisse werden erschwert, Sitzungen verlau-
fen unproduktiver. Vor allem wirkt sie auf die Men-
schen, die das kommunalpolitische Ehrenamt tragen. 
Deutschlandweit engagieren sich mehr als 200.000 
ehrenamtliche Stadt- und Gemeinderatsmitglieder, 
häufig neben ihrem Beruf und ihrer Familie.
Laut Forsa berichten 25 Prozent der befragten Rats-
mitglieder, dass sie selbst oder Personen aus ihrem 
Umfeld wegen ihrer Tätigkeit beleidigt, bedroht oder 
tätlich angegriffen wurden; in Nordrhein-Westfalen 
liegt der Wert bei 31 Prozent. Neun Prozent aller Be-
fragten haben aus Sorge um die eigene Sicherheit 
oder die ihrer Familie über einen Rückzug aus der Po-
litik nachgedacht. Bei denjenigen, die Anfeindungen 
erlebt haben, ist es rund jede oder jeder Vierte.
Das ist auch eine Frage der Repräsentation. Wenn 
Menschen mit neuen Perspektiven oder besonders 
belastete Gruppen den Rückzug erwägen, verengt 
sich die Vielfalt der Stimmen im Rat. Eine gute De-
battenkultur stärkt deshalb Arbeitsfähigkeit und Le-
gitimation kommunaler Demokratie.

Souverän bleiben Respektvolle Debatten entste-
hen nicht allein durch Appelle. Ratsmitglieder und 
Sitzungsleitungen brauchen konkrete Werkzeuge für 
Situationen, in denen Diskussionen kippen: in der 
Reaktion, sachlichen Argumentation und Nachberei-
tung von Grenzüberschreitungen.

In der Situation gilt zunächst: nicht in den Gegenan-
griff gehen. Eine kurze Pause, ein bewusster Atem-
zug und eine ruhige Stimme verschaffen Abstand. 
Gleichzeitig darf Respektlosigkeit nicht normalisiert 
werden. Eine klare Formulierung kann lauten: „Ich 
möchte auf der Sachebene bleiben. Persönliche Un-
terstellungen helfen uns hier nicht weiter.“
Wichtig ist, Person und Argument zu trennen. Ein 
scharfes Argument darf hart kritisiert werden; die 
Person dahinter bleibt respektvoll zu behandeln. 
Wenn Angriffe diffus bleiben, hilft Spiegeln: „Habe 
ich Sie richtig verstanden, dass Sie mir unterstellen, 
ich würde bewusst gegen die Interessen der Stadt 
handeln?“ Solche Rückfragen verlangsamen Eska-
lation und zeigen, ob tatsächlich ein Argument vor-
liegt.
In der Argumentation kommt es auf Fairness und 
Präzision an. Positionen der Gegenseite sollten kor-
rekt wiedergegeben werden, bevor man sie kriti-
siert. Unbelegte Behauptungen, dramatisierende 
Szenarien oder irreführende Vergleiche lassen sich 
bestimmt hinterfragen: „Welche Daten liegen die-
ser Annahme zugrunde?“ oder „Welche Alternativen 
wurden geprüft?“ So wird die Debatte zurück zur Be-
gründung geführt.

Muster erkennen In aufgeheizten Auseinander-
setzungen treten Muster immer wieder auf: Angrif-
fe auf die Person statt auf das Argument, verzerrte 
Darstellungen eines Vorschlags, unbelegte Schre-

Eine belastete Debattenkultur  
beeinträchtigt die Qualität  
politischer Entscheidungen.

>>

Ein gemeinsamer Kodex 
hilft dabei, Debatten zu 
entschärfen
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DEBATTENKULTUR

ckensszenarien oder der Verweis auf Tradition als 
Ersatz für eine Begründung. Solche Muster müssen 
nicht mit Empörung beantwortet werden. Wirksa-
mer ist oft, sie ruhig zu benennen und in eine prüf-
bare Frage zu übersetzen.
Sitzungsleitungen haben dabei eine Schlüsselrolle. 
Sie können früh intervenieren, Redezeiten schüt-
zen, Wiederholungen begrenzen und daran er-
innern, dass Kritik am Vorschlag erlaubt ist, per-
sönliche Herabsetzung aber nicht. Auch nach der 
Sitzung sollten Grenzüberschreitungen nicht fol-
genlos bleiben.

Gemeinsamer Kodex Individuelle Strategien hel-
fen in akuten Situationen. Dauerhaft stabiler wird 
die Debattenkultur, wenn das Gremium gemein-
same Standards vereinbart. Ein Diskussions-Kodex 
ist kein Maulkorb und kein Ersatz für Geschäftsord-
nung oder Ordnungsruf. Er ist eine Selbstverpflich-
tung: Wir streiten hart in der Sache, aber fair im 
Umgang.
Ein solcher Kodex kann Grundwerte, Gesprächs-
regeln und den Umgang miteinander festhalten: 
Ausredenlassen, Verzicht auf persönliche Herab-
würdigung, sachliche Begründung, fairer Umgang 

mit Minderheitenpositionen und klare Erwartun-
gen an die Sitzungsleitung. Besonders wirksam ist 
er, wenn ihn alle Fraktionen mittragen und er ver-
ankert wird.
Der Weg dorthin ist ebenso wichtig wie das Do-
kument selbst. Am Anfang steht eine ehrliche 
Bestandsaufnahme, etwa durch anonyme Be-
fragungen oder moderierte Gespräche. Danach 
kann eine interfraktionelle Arbeitsgruppe Leitsät-
ze entwickeln. Nach Beratung und Beschluss soll-
ten die Regeln regelmäßig überprüft werden: Was 
funktioniert im Alltag, wo braucht es Nachsteu-
erung?

Grenzen und Gelingensbedingungen Ein Kodex 
ist kein Allheilmittel. Er löst keine tief verankerten Kon-
flikte, ersetzt keine Mediation und verhindert nicht 
jeden gezielten Tabubruch. Er schafft aber einen Maß-
stab, auf den sich das Gremium berufen kann. Damit 
er wirkt, braucht es mehrheitliche Bereitschaft, klare 
Moderation und sichtbare Fürsprecherinnen und Für-
sprecher.
Entscheidend ist, dass Respekt nicht als Harmonie-
pflicht missverstanden wird. Demokratie braucht 
Widerspruch. Kommunale Selbstverwaltung lebt 
von offen ausgetragenen Interessen. Aber produk-
tiver Streit braucht Regeln. Wo Angriffe und Unter-
stellungen den Ton bestimmen, verlieren alle: Rats-
mitglieder, Verwaltung und Stadtgesellschaft.

Fazit Debattenkultur ist gestaltbar. Argumentati-
ve Werkzeuge helfen in akuten Situationen, Kodi-
zes und Leitlinien wirken präventiv. Beides stärkt 
die Handlungsfähigkeit kommunaler Gremien und 
macht das politische Ehrenamt attraktiver. Res-
pekt ist keine Zusatzoption, sondern Voraussetzung 
dafür, dass harter Streit produktiv bleibt. Eine leben-
dige lokale Demokratie braucht beides: klare Positi-
onen und Respekt vor dem Gegenüber.   	       ◼

Strategien, Handlungsoptionen und 
Empfehlungen für hitzige Debatten 

werden in der Broschüre „Respekt im Rat 
- Wie Kommunikation in der Kommune gelingt“ 
kurz und praxisnah dargestellt. Stadt- und Ge-
meinderäte können die Broschüre kostenfrei 
bei der Körber-Stiftung erhalten. Eine E-Mail an 
kommunal@koerber-stiftung.de mit Lieferad-
resse und gewünschter Stückzahl genügt.
Die Körber-Stiftung unterstützt Kommunen 
bei der Etablierung eines eigenen Kodex im 
Projekt „Respekt im Rat“ .
 
Weitere Informationen: 

www.respekt-im-rat.de
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Es ist nicht ihr Krieg.  
Aber ihr Leben.
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Das Leben der Kinder in der Ukraine ist von 
Luftalarm, Bombeneinschlägen und Angst 
geprägt. Eine normale Kindheit ist nicht 
möglich. Um sie zu schützen und ihnen 
Bildung zu ermöglichen, hilft UNICEF dabei, 
Unterrichtsräume in U-Bahn-Stationen und 
Schutzkellern einzurichten. 

Helfen Sie mit Ihrer Spende. 

unicef.de
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http://www.respekt-im-rat.de
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Der Fachkräftemangel ist längst nicht mehr 
nur ein Thema einzelner Unternehmen. Er 
ist zu einer Standortfrage geworden. Wenn 

Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben, junge Men-
schen ihre berufliche Zukunft nicht in der eigenen 
Region sehen oder Ausbildungsverhältnisse früh-
zeitig scheitern, betrifft das am Ende eine ganze 
Kommune. Es geht um wirtschaftliche Stabilität, 
um die Attraktivität des Standorts, um Perspek-
tiven für junge Menschen und um die Frage, wie 
handlungsfähig eine Region in den kommenden 
Jahren bleibt. 
Vor allem Städte und Gemeinden erleben diese 
Entwicklung sehr konkret. Betriebe suchen Nach-
wuchs, Verwaltungen brauchen qualifizierte Kräf-
te, Handwerk, Dienstleistung, Pflege, Gastrono-
mie und Industrie stehen unter Druck. Gleichzeitig 
verändert sich der Übergang von der Schule in den 
Beruf. Ausbildung entscheidet sich heute nicht 
mehr allein daran, ob fachliche Inhalte vermittelt 
werden. Sie entscheidet sich auch daran, ob junge 
Menschen ankommen, Verantwortung überneh-
men lernen und erleben, dass ihre Arbeit einen 
Sinn hat. 

Unbesetzte Ausbildungsplätze, frühe Abbrüche – der Fachkräftemangel ist 
längst eine kommunale Aufgabe. Mit der Initiative „Machen statt Meckern“ 
setzt Langerwehe auf die persönliche Begleitung junger Menschen beim Be-
rufseinstieg.

Kommunale Verantwortung In Langerwehe wird 
dieser Zusammenhang nun praktisch aufgegrif-
fen. Die Gemeinde hat sich als erste Kommune ein 
Ausbildungsstipendium im Rahmen der Initiative 
„Machen statt Meckern“ gesichert und bringt sich 
damit bewusst als kommunaler Kooperationspart-
ner ein. Entwickelt wurde die Initiative vom in Lan-
gerwehe ansässigen Unternehmen Erfolgsimpul-
se. Insgesamt werden 100 zweijährige Stipendien 
im Wert von je 5.000 Euro von dem Unternehmen 
gesponsert, um in die jungen Nachwuchskräfte zu 
investieren. Im Mittelpunkt steht dabei nicht die 
Ersetzung bestehender Ausbildungsstrukturen, 
sondern deren Ergänzung um die dritte Säule der 
modernen Berufsausbildung: das „Positive-Ausbil-
dungs-Prinzip“. 
Für die Gemeinde Langerwehe ist dieses Engage-
ment weit mehr als die Unterstützung eines ein-
zelnen Projekts. Es ist ein klares Bekenntnis zur 
Förderung junger Menschen und zur langfristi-
gen Stärkung des Standorts. Nachwuchsförde-
rung beginnt aus Sicht der Gemeinde nicht erst 
dann, wenn Fachkräfte fehlen. Sie beginnt dort, 
wo junge Menschen ihre ersten beruflichen Erfah-

Marc und Alina 
Klejbor sind  
Geschäftsführer von 
Erfolgsimpulse
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Fachkräfte fördern, 
junge Menschen stärken
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FACHKRÄFTE

rungen sammeln, Orientierung gewinnen und er-
leben, dass sie in ihrer Entwicklung begleitet und 
wertgeschätzt werden. Aus Sicht von Bürger-
meister Moritz Pelzer gehört die gezielte Förde-
rung junger Menschen zu den zentralen Baustei-
nen einer zukunftsorientierten Gemeindepolitik: 
„Mir ist wichtig, dass junge Menschen in Langer-
wehe gute Chancen vorfinden und mit einem po-
sitiven Gefühl ins Berufsleben starten können. 
Nachwuchsförderung bedeutet für uns nicht nur 
Ausbildung zu ermöglichen, sondern junge Er-
wachsene in ihrer Entwicklung ernst zu nehmen, 
sie zu begleiten und ihnen Perspektiven für ihre 
Zukunft hier vor Ort zu eröffnen.“ 

Mehr als Fachwissen Wer Ausbildung stärkt, un-
terstützt deshalb nicht nur einzelne Organisatio-
nen, sondern schafft Perspektiven für junge Men-
schen und sichert zugleich die Zukunftsfähigkeit der 
gesamten Gemeinde. Sven Cramer, Ausbildungs-
leiter der Gemeinde Langerwehe sagt zur Initiati-
ve: „Mir ist wichtig, unsere Auszubildenden nicht 
nur fachlich, sondern auch persönlich zu begleiten. 
Die Initiative unterstützt sie dabei, den Übergang 
vom Schul- ins Berufsleben besser zu meistern, sich 
selbst zu reflektieren und verantwortungsbewuss-
ter zu werden. Gleichzeitig hilft es uns als Ausbil-
dungsbetrieb, die Azubis besser zu verstehen und 
sie gezielt zu fördern.“

Diese Sichtweise macht deutlich, worum es den 
Initiatoren im Kern geht: Ausbildung ist mehr als 
das Vermitteln von Fachwissen. Sie ist auch Beglei-
tung in einer Lebensphase, in der junge Menschen 
sich orientieren, eigene Stärken und Potenzia-
le entdecken und lernen, Verantwortung zu über-
nehmen. Vor allem der Übergang von der Schule in 
den Beruf ist für viele Jugendliche anspruchsvoll. 
Neue Anforderungen, ein anderer Tagesrhythmus, 
Verantwortung im Team und Werte wie Pünktlich-
keit oder Zuverlässigkeit müssen erneut themati-
siert werden.
Die Initiative „Machen statt Meckern“ unterstützt 
genau dabei und setzt an einer Beobachtung an, 
die viele Ausbilderinnen und Ausbilder teilen: 
Junge Menschen sind nicht grundsätzlich weni-
ger motiviert als frühere Generationen. Sie brau-
chen aber häufig andere Formen der Ansprache, 
mehr Rückmeldung und klarere Orientierung. Aus-
bildung muss deshalb stärker als Entwicklungspro-
zess verstanden werden. Grundlage der Initiative 
ist das „Positive-Ausbildungs-Prinzip“. Es ist aus 
mehr als 20 Jahren praktischer Erfahrung in Mit-
arbeiterführung, Ausbildung und Persönlichkeits-
entwicklung entstanden. Der Ansatz begleitet Aus-
zubildende online und zeitlich flexibel über zwei 
Jahre und verbindet digitale Lernmodule mit regel-
mäßiger Reflexion in der „Erfolgsimpulse-App“ im 
Alltag. Dabei geht es nicht um Kontrolle oder Be-
wertung, sondern darum, Entwicklungen frühzei-
tig sichtbar zu machen und Gespräche zwischen 
Auszubildenden und Ausbildungsverantwortlichen 
zu erleichtern. 

Reflexion statt Kontrolle Die Auszubildenden 
setzen sich unter anderem mit Fragen auseinan-
der, die im Alltag häufig unausgesprochen blei-
ben: Was gelingt mir bereits gut? Wo brauche ich 
Unterstützung? Was lief noch nicht so gut? Wie 
kann ich das verbessern? Solche Fragen wirken 
auf den ersten Blick einfach. In der Praxis können 
sie entscheidend sein, weil sie helfen, Schwie-
rigkeiten früher zu erkennen und junge Men-
schen stärker in ihre eigene Entwicklung einzu-
binden. Auch aus Sicht der Auszubildenden selbst 
wird deutlich, dass eine solche Begleitung helfen 
kann, den eigenen Platz im Berufsleben bewuss-
ter zu finden. Anna Gallo, Auszubildende der Ge-
meinde Langerwehe, sagt dazu: „Seit mittlerwei-
le zwölf Wochen nehme ich an der Initiative teil 
und merke besonders in der Schule, wie sehr sich 
mein Verantwortungsbewusstsein verändert hat. 
Durch die tägliche Tageserfolgsanalyse, die Wo-
chenerfolgsanalyse und die regelmäßigen Modu-
le habe ich gelernt, Aufgaben eigenständig und 
zuverlässig zu erledigen. Ich halte Abgabefristen 
ein, arbeite strukturierter und gehe viel bewuss-
ter mit meinen Pflichten um. Vor allem merke ich 
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im Vergleich zu vielen Mitschülern, dass ich durch 
die Tools aus dem Kurs ein ganz anderes Verständ-
nis für Verantwortung und Selbstorganisation 
entwickelt habe.“ 

Neue Blickwinkel Solche Rückmeldungen zei-
gen, dass es jungen Menschen nicht nur um forma-
le Ausbildungsinhalte geht. Sie möchten verstehen, 
wo sie stehen, was von ihnen erwartet wird und wie 
sie sich weiterentwickeln können. Für Ausbildungs-
verantwortliche entsteht dadurch ein anderer Blick 
auf den Ausbildungsprozess. Entwicklungen kön-
nen kontinuierlicher wahrgenommen und Gesprä-
che gezielter geführt werden, bevor Konflikte eska-
lieren oder ein Ausbildungsverhältnis gefährdet ist. 
Vor allem in Zeiten knapper personeller Ressourcen 
ist das ein wichtiger Punkt. Denn gute Ausbildung 
braucht Aufmerksamkeit, doch diese Aufmerksam-
keit muss im Alltag auch leistbar bleiben. Daher ist 

die Nutzung des Stipendiums sehr zeiteffizient ge-
staltet. Mit ihrem Engagement als kommunaler Ko-
operationspartner der Initiative „Machen statt Me-
ckern“ unterstreicht die Gemeinde Langerwehe 
ihren Anspruch, jungen Menschen verlässliche Per-
spektiven zu bieten und Zukunft aktiv mitzugestal-
ten. Denn Fachkräftesicherung beginnt dort, wo 
junge Menschen ihre ersten Schritte ins Berufsleben 
machen und wo eine Kommune ihnen mit Wert-
schätzung, Begleitung und konkreten Chancen zur 
Seite steht.				            ◼
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BÜCHER

Praxis der Kommunal-Verwaltung

Kommentar, begründet von Schubert und Wirth, fortgeführt von Pilz, 
unter Mitarbeit von Kolbe, aktuell bearbeitet von Trierweiler, Kordt, 
Möllmann, Spitz und Wellpott. 113. Aktualisierung, Januar 2026, 364 
Seiten, 117,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 1.910 Seiten, in drei 
Ordnern, weitere Preise auf Anfrage. Verlag W. Reckinger, Siegburg

Landesausgabe Nordrhein-Westfalen, Ratgeber für die tägliche Arbeit 
aller Kommunalpolitiker und der Bediensteten in Gemeinden, Städten 
und Landkreisen (Loseblattsammlung inklusive drei Online-Zugänge). 
Herausgegeben von Bülow, Dedy, Groß, Klang, von Komorowski, Mayer, 
Meyer, Ritgen, Ruder, Schliesky, Schwarting, Schulz, Stubenrauch, Spo-
ner, Wellmann, Winkel, Witthauer, Zimmermann. Kommunal- und 
Schulverlag, Wiesbaden, www.kommunalpraxis.de, E-Mail: vertrieb@
ksv-medien.de

Die vorliegenden (nicht einzeln erhältlichen) Lieferungen enthalten:

693. Nachlieferung Mai/Juni 2026, 109 Euro. 

A 1 - Europarecht für Kommunen - Prof. JUDr. D. A. Heid, Ph.D., Professo-
rin an der Hochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung in Brühl 
bei Bonn. Der Beitrag wurde umfassend überarbeitet und aktualisiert.

D 1e NW- Kommunalunternehmensverordnung Nordrhein-Westfalen. 
Von Jürgen Müller, Rechtsanwalt, Fachanwalt für Verwaltungsrecht, 
Wuppertal, Stadtdirektor und Stadtkämmerer a. D.: Mit dieser Liefe-
rung wurde die Kommentierung auf den aktuellen Gesetzesstand ge-
bracht. Dabei wurde insbesondere die Kommentierung zu § 8 Kommu-
nalunternehmensverordnung (KUV) im Hinblick auf die zum 01. Januar 
2026 in Kraft tretende Gesetzesänderung aktualisiert.

K 31 b – Sprengstoffrecht - Begründet von Meixner, fortgeführt von 
Badmann, Göbel und Pfeffer. Mit dieser Lieferung werden die Kom-
mentierungen zu den §§ 1, Vor §§ 1 a und 1 b, 1 a, 1 b , 2, 3, 3a, 7, 8, 8a, 8b, 
8c, 9, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 15a, 16, 20, 21, 22, 24, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 
33, 44, 45, 46, 47, 47a, 48, 49, 51, 53 Sprengstoffgesetz (SprengG) sowie 
die Anhänge aktualisiert.

694. Nachlieferung Mai 2026, 109 Euro

C 17 - Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) - Begründet und herausgege-
ben von Metzler-Müller, Rieger, Seeck, Zentgraf, mit herausgegeben 
von Füglein und Zentgraf. Die Kommentierung wurde in nahezu allen 
Paragrafen umfangreich überarbeitet und auf den neuesten Stand ge-
bracht. Eingepflegt wurden neben der aktuellen Rechtsprechung auch 
neue Stichwörter, die die Suche im Kommentar erleichtern. Neue Lite-
raturhinweise vervollständigen die Überarbeitung.

Hinweis: Wegen des hohen Umfangs muss der Beitrag geteilt werden. 
Mit dieser Lieferung erhalten Sie den ersten Teil von Inhaltsübersicht 
bis Kommentar § 32. Der zweite Teil folgt mit der nächsten Nachliefe-
rung.

J 8 - Das Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz - Von Dr. Frank Hin-
richs, Leiter des Referats Wohnungslosenhilfe, Fachaufsicht Fachstellen 
Wohnungsnotfälle in der Behörde für Arbeit, Gesundheit, Soziales, Fa-

milie und Integration in der Freien und Hansestadt Hamburg. Die Dar-
stellung des Wohngeldrechts wurde umfassend überarbeitet und er-
gänzt. Ebenso wurden die Anhänge auf Aktualität und Vollständigkeit 
geprüft und gegebenenfalls ergänzt. Hinzugekommen sind die Anhän-
ge sieben, acht und neun.

695. Nachlieferung Mai/Juni 2026, 109 Euro

B 11 NW - Das kommunale Prüfungswesen in Nordrhein-Westfalen 
- Neu bearbeitet von Christiane Juny, Regierungsdirektorin, Dozen-
tin an der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nord-
rhein-Westfalen (HSPV NRW) unter anderem für Kommunalrecht und 
ehemalige Leiterin einer kommunalen Rechnungsprüfung. Der Beitrag 
wurde umfassend aktualisiert. Gesetzliche Neuerungen wie im Verga-
berecht und durch das dritte Gesetz zur Weiterentwicklung des neuen 
kommunalen Finanzmanagements wurden eingearbeitet.

G 3 NW - Das Hochschulwesen in Nordrhein-Westfalen - Von Dr. Carl 
Müller-Platz. Der Beitrag wurde mit der vorliegenden Überarbeitung 
von der Form einer Darstellung auf einen Kommentar umgestellt.

K 5 – Immissionsschutzrecht - Begründet von Engelhardt und Hergott, 
fortgeführt von Engelhardt, und Lehmann, weiter fortgeführt von Leh-
mann, weiter fortgeführt von Scheidler.  Die Überarbeitung berück-
sichtigt die jüngste Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG) vom 12. August 2025 (Bundesgesetzblatt I Nr. 189), insbe-
sondere die Aufnahme des § 10a (Sonderregelungen für das Genehmi-
gungsverfahren bei Vorhaben nach der Richtlinie (EU) 2018/2001), und 
wurde um neue Rechtsprechung ergänzt. Teile des Anhangs wurden 
ebenfalls aktualisiert.

Az. 13.0.1.002/001
 

Versammlungsgesetz Nordrhein- 
Westfalen
Kurzkommentar von Prof. Dr. Klaus Schönenbroicher, 3. Auflage 
2026, 212 Seiten, ISBN 978‐3‐7922‐0428‐3 (Printausgabe), 42,90 Euro, 
DIN A5, kartoniert,  ISBN 978‐3‐7922‐0397‐2 (Digitalausgabe), 19 Euro 
pro Jahr für ein bis drei Nutzer, zwei Jahre Mindestbezug, Verlag W. 
Reckinger, Siegburg

Der Kurzkommentar für die behördliche, anwaltliche und gerichtliche 
Versammlungspraxis enthält die vollständige amtliche Begründung 
des am 7. Januar 2022 in Kraft getretenen Versammlungsgesetzes NRW, 
rechtliche bzw. versammlungsfachliche Erläuterungen sowie weiterfüh-
rende praktische Hinweise für Veranstalter, Leiter und Behörden. 
Da seit Erscheinen der 2. Auflage keine Gesetzesänderungen erfolgt 
sind, konzentriert sich die 3. Auflage auf die Einarbeitung und kritische 
Betrachtung der aktuellen Rechtsprechung. Dazu zählen unter ande-
rem Entscheidungen zur Ausschärfung des Kooperationsgebots sowie 
zur versammlungsrechtlichen bzw. versammlungsbehördlichen Ein-
ordnung und Behandlung allgemeinpolitischer Versammlungen auf 
dem Gelände nordrheinwestfälischer Universitäten. Der Verfasser war 
an der Formulierung des Gesetzes und den Beratungen im Landtag als 
zuständiger Gruppenleiter für die Polizei intensiv beteiligt.

Az.: 15.0.21

http://www.kommunalpraxis.de


zusammengestellt 
von Hauptreferent 
Carl Georg Müller 

StGB NRW

Unzulässige Kommunalverfassungs-
beschwerde gegen NRW-Stärkungs-
pakt-Solidaritätsumlage
Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat eine gegen die soge-
nannte Solidaritätsumlage gerichtete Verfassungsbeschwerde von 
67 Städten und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen nicht zur Ent-
scheidung angenommen.

BVerfG, Beschluss vom 7. Mai 2026

- Az.: 2 BvR 2097/16 -

Die durch das Stärkungspaktgesetz Nordrhein-Westfalen ursprüng-
lich für die Jahre 2012 bis 2022 festgelegte Solidaritätsumlage ver-
pflichtete Gemeinden mit überschießender Steuerkraft dazu, Ge-
meinden in schwieriger Haushaltslage durch eine Umlage 
mitzufinanzieren. Der nordrhein-westfälische Gesetzge-
ber entschied, die Solidaritätsumlage mit Ablauf des Jah-
res 2017 zu beenden. 
Die Beschwerdeführerinnen sehen sich durch die Rege-
lung in ihrem Selbstverwaltungsrecht aus Art. 28 Abs. 2 
Grundgesetz (GG) in Verbindung mit Art. 106 Abs. 5 bis 6 
GG verletzt.
Eine zeitgleich mit der Kommunalverfassungsbeschwer-
de erhobene kommunale Verfassungsbeschwerde zum 
Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen 
wies der Verfassungsgerichtshof als unbegründet zurück. 
Der Verfassungsgerichtshof sah die Beschwerdeführerin-
nen nicht in ihrem Recht auf kommunale Selbstverwaltung 
aus Art. 78 Abs. 1 der Landesverfassung Nordrhein-Westfa-
len (LV NRW) verletzt.
Die vor dem BVerfG erhobene Verfassungsbeschwerde wurde als un-
zulässig verworfen, weil die Beschwerdeführerinnen ihr Rechtsschutz-
bedürfnis nicht ausreichend dargelegt hätten und auch der Grundsatz 
der Subsidiarität der Verfassungsbeschwerde nicht gewahrt sei, denn 
vorliegend sei Rechtsschutz durch die Landesverfassungsgerichte vor-
rangig. Im Einzelnen:
Den Beschwerdeführerinnen fehle das Rechtsschutzbedürfnis für die 
Verfassungsbeschwerde, soweit sie sich gegen die Abführung der So-
lidaritätsumlage in den Jahren 2021 und 2022 an den Landeshaus-
halt wenden. Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Verfassungs-
beschwerde sei grundsätzlich das Fortbestehen der angegriffenen 
hoheitlichen Maßnahme. Der Landesgesetzgeber hat die Solidaritäts-
umlage bereits mit Ablauf des Jahres 2017 beendet. Die Beschwer-
deführerinnen hätten nicht vorgetragen, dass die Klärung der 
Rechtsfrage grundsätzliche Bedeutung hätte und der gerügte Grund-
rechtseingriff besonders belastend erscheint, eine Wiederholungsge-
fahr besteht oder sie die Maßnahme noch weiterhin beeinträchtigt.
Der Zulässigkeit der Kommunalverfassungsbeschwerde stehe im 
Übrigen der Grundsatz der Subsidiarität entgegen. Eine Kommu-
nalverfassungsbeschwerde gegen Landesgesetze sei vor dem Bun-
desverfassungsgericht gemäß Art. 94 Nr. 4b GG, § 91 Satz 2 Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz (BVerfGG) unzulässig, soweit eine solche 
auch beim Landesverfassungsgericht erhoben werden kann. Der den 
Landesverfassungsgerichten damit zukommende prinzipielle Vor-
rang sei Ausdruck der Verfassungsautonomie der Länder. Der Vorrang 

der Landesverfassungsgerichtsbarkeit reiche aber nur so weit, wie 
die Landesverfassung den Garantiegehalt von Art. 28 Abs. 2 GG auch 
im Wesentlichen abdeckt und seine Wahrung von der Landesverfas-
sungsgerichtsbarkeit überprüft werden kann.
Gemessen hieran hätten die Beschwerdeführerinnen nicht dargetan, 
dass den landesverfassungsrechtlichen Gewährleistungen in der Aus-
legung des Landesverfassungsgerichts wesentliche Inhalte von Art. 
28 Abs. 2 GG fehlten. Der Verfassungsgerichtshof Nordrhein-Westfa-
len habe in seiner Entscheidung ausgeführt, dass die gemeindliche Fi-
nanzhoheit Bestandteil der landesverfassungsrechtlich gewährleis-
teten kommunalen Selbstverwaltungsgarantie sei (Art. 78, Art. 79 LV 
NRW). Die Solidaritätsumlage greife zwar in die Finanzhoheit der um-
lagepflichtigen Gemeinden ein, dieser Eingriff sei aber gerechtfertigt, 
weil er nicht den Kernbereich der Selbstverwaltungsgarantie antaste 
und auch im Hinblick auf die konkreten Auswirkungen der Solidari-
tätsumlage mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in Einklang 
stehe.

Die Beschwerdeführerinnen hätten in ihrer Verfassungsbe-
schwerde zum Bundesverfassungsgericht auch nicht aus-
reichend begründet, dass das Landesverfassungsgericht in 
seiner Prüfung hinter der grundgesetzlichen Gewährleis-
tung des Rechts auf kommunale Steuerbeteiligung, das 
durch die Art. 106 Abs. 5 bis 7 GG näher ausgestaltet wird, 
zurückgeblieben wäre. Die genannten Vorschriften legten 
keine normativen Vorgaben für einen interkommunalen 
horizontalen Finanzausgleich fest. Dies gilt namentlich für 
Art. 106 Abs. 6 Satz 6 GG.
Der Einwand, das Stärkungspaktgesetz stelle für die Be-
rechnung der Solidaritätsumlage auf eine falsche Bemes-
sungsgrundlage ab, greife nicht durch. Denn die Solida-
ritätsumlage beruhe auf den in Art. 106 Abs. 6 Satz 6 GG 
genannten Steuerarten und lege diese damit jedenfalls 
mittelbar als Bemessungsgrundlage zugrunde. Nach § 2 

Abs. 4 Satz 2 Stärkungspaktgesetz (StPaktG) 2013 knüpfe die Solida-
ritätsumlage an die Steuerkraftmesszahl an. Diese wiederum knüp-
fe im Wesentlichen an die für die Gemeinden geltenden Steuerkraft-
zahlen der Gewerbesteuer, der Grundsteuer, des Gemeindeanteils an 
der Einkommensteuer und des Gemeindeanteils an der Umsatzsteu-
er an. Dass dabei für die Solidaritätsumlage im Ergebnis nicht auf das 
gesamte Steueraufkommen der in Art. 106 Abs. 6 Satz 6 GG genann-
ten Steuerarten, sondern auf einen (abundanten) Anteil hieran abge-
stellt wird, sei unschädlich, weil die genannten Merkmale nichtsdes-
toweniger Bemessungsgrundlage bleiben.

Kommunalverfassungsbeschwerde 
gegen das Gesetz über den 
öffentlichen Gesundheitsdienst 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
erhoben
Die Stadt Herne hat am 25. Juni 2026 vor dem Verfassungsgerichts-
hof für das Land Nordrhein-Westfalen Kommunalverfassungsbe-
schwerde gegen das Gesetz über den öffentlichen Gesundheits-
dienst des Landes Nordrhein-Westfalen, geändert durch Art. 2 des 
Gesetzes über die Errichtung des Landesamtes für Gesundheit und 
Arbeitsschutz Nordrhein-Westfalen sowie zur Novellierung lan-
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desrechtlicher Vorschriften über den öffentlichen Gesundheits-
dienst und den Arbeitsschutz vom 10. Juni 2025, erhoben. 
Sie macht geltend, durch dieses Gesetz seien die Aufgaben der 
unteren Gesundheitsbehörden der kreisfreien Städte und Kreise 
erheblich geändert worden. Insgesamt sei eine Aufgabentrans-
formation bewirkt worden. Hierdurch sehe sie sich in ihrem 
Recht auf kommunale Selbstverwaltung nach Art. 78 Abs. 1 der 
Landesverfassung in seiner Ausprägung durch die Konnexitäts-
bestimmungen des Art. 78 Abs. 3 der Landesverfassung verletzt.

Das Verfahren wird unter dem Az. VerfGH 92/26 geführt.

Grundsatz der Spiegelbildlichkeit in 
Rat und Ausschüssen
Entspricht die Besetzung des Rates dem in § 50 Abs. 3 Sätze 
drei bis sechs Gemeindeordnung NRW niedergelegten Verfah-
ren nach Hare/Niemeyer, gibt aber die Zusammensetzung des 
Rates nicht in einer durch den Grundsatz der Spiegelbildlichkeit 
gebotenen Weise wieder, weil die Sitze nach der Stärke von Koa-
litionen und nicht der Parteien vergeben wurden, sind die Rats-
ausschüsse aufzuheben und neu zu bilden.

VG Aachen, Beschluss vom 28. November 2025 
- Az.: 7 L 1050/25 -

Am 18. November 2025 hat der Rat der Stadt Nideggen mehr-
heitlich beschlossen, acht Ausschüsse zu bilden und die Anzahl 
der Ausschussmitglieder auf zehn festzulegen - mit Ausnahme 
des Wahlausschusses, bei dem die Anzahl der Ausschussmit-
glieder auf sechs Mitglieder festgelegt worden ist. In den Zeh-
ner-Ausschüssen verfügt die CDU-Fraktion über fünf Sitze, die 
übrigen Fraktionen über jeweils einen. 
Auf den entsprechenden Eilantrag der Fraktion „Menschen für 
Nideggen“ hat das Verwaltungsgericht (VG) Aachen den Rat der 
Stadt Nideggen mit Beschluss vom 28. November 2025 verpflich-
tet, die Ratsausschüsse aufzulösen und neu zu bilden.
Der Rat einer Stadt regele nach den Vorgaben der Gemeindeord-
nung die Mitgliederzahl der Ausschüsse. Das ihm dabei zuste-
hende Organisationsermessen werde durch den verfassungs-
rechtlichen Grundsatz der Spiegelbildlichkeit begrenzt. Die 
Repräsentation der Gemeindebürger vollziehe sich nicht nur im 
Plenum, sondern auch in den Ausschüssen der Gemeindevertre-
tung. Deswegen müsse grundsätzlich jeder Gemeindeausschuss 
ein verkleinertes Bild des Plenums der Gemeindevertretung sein 
und in seiner Zusammensetzung deren Zusammensetzung wi-
derspiegeln. Dies gelte auch hinsichtlich der im Plenum vertre-
tenen Fraktionen. Der Beschluss des Rates der Stadt Nideggen 
vom 18. November 2025 gebe die Zusammensetzung des Rates 
indes nicht in der gebotenen Weise wieder. Eine Ratsfraktion 
verfüge in den Ausschüssen über die Hälfte der Sitze und habe 
damit „Blockademöglichkeiten“, die ihr im Plenum (dort zwölf 
von 26 Sitzen) nicht zustünden. Die Bildung einer Koalition mit 
einer anderen Fraktion gebe keine Veranlassung,  der erstge-
nannten Fraktion 50 Prozent der Sitze in den Ausschüssen zu-
zuschreiben. Maßgeblich sei nur der Anteil an Ratssitzen der je-
weiligen Fraktion.
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